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Nazi-Aufmarsch in Bonn- 
Duisdorf verhindern 


Das Bonner Aktionsbündnis „Kein Fuß- 
breit den Faschisten!“ ruft für den 12. 
Juli auf zu einer Demonstration gegen 
Nazis. Der Anlass: Für den 12.7.08 hat 
das neonazistische „Aktionsbüro Mittel- 
rhein“ eine Demonstration unter dem 
Motto „Freiheit gibt es nicht geschenkt“ 
in Bonn-Duisdorf angemeldet. 

Die Demonstration richtet sich gegen 
die „Bundesprüfstelle für jugendgefähr- 
dende Medien“, die unter anderem ju- 
gendgefährdende Texte im sogenannten 
Rechtsrock-Bereich indiziert. Der Ver- 
kauf rechtsextremer CDs ist eine wichti- 
ge Einnahmequelle für die rechte Szene. 

Nach über 10 Jahren ist dies der erste 
Versuch der Nazis, wieder in Bonn zu 
demonstrieren. 

Wir, Bonner Bürgerinnen und Bürger, 
Gewerkschaften, Kirchen, Parteien, Ver- 
bände, Initiativen und Vereine setzen ein 
Zeichen: Für Neonazis und Faschisten ist 
in Bonn kein Platz! Dies ist unsere Stadt! 

Gemeinsam gegen Rassismus und 
rechte Gewalt! Für ein Leben in bunter 
Vielfalt und gegenseitigem Respekt! 

Gemeinsam gegen Neonazi-Organisa- 
tionen und -Parteien! Für die Umsetzung 
des antifaschistischen Auftrages unseres 
Grundgesetzes! 

Wir rufen 
auf zu einer persCH Ver 
Demons- gr %, 


gs 


tration: T o 
Kein N - 
Fußbreit 3 z 
den Fa- 
schisten! % & 
Friedich (6) 
und ent- 9%, RN 
schlossen: BonnN-P 
Naziaufmarsch 
verhindern! 
12. Juli 2008 
8:00 Uhr DGB-Haus Bonn 


Endenicher Straße 127 
Aktuelle Informationen unter: 
www.bonn-stellt-sich-quer.de 


Aus dem Inhalt: 
Widerstand gegen Rassisten- 


kongress in Köln nimmt zu 
Meuterei der Verzweifelten..... 11 


Nr. 13 


g3336 3.7.2008 24. jahrg./issn 0945-3946 1,30 € 
www.antifaschistische-nachrichten.de 


Bleiberecht für Flüchtlinge 


Demonstration in München gegen die drohenden 
Abschiebungen in die Türkei 


Mahmut Yilmaz ist in Lebensge- 

fahr! Das bayerische Innenmi- 

nisterium will den kurdischen 
Familienvater Mahmut Yilmaz in den 
Folterstaat Türkei abschieben. Dort 
drohen dem 44-Jährigen politische 
Verfolgung, Folter und Tod. Deswe- 
gen musste Mahmut jetzt politisches 
Asyl beantragen, dabei lebt er seit 27 
Jahren in München. Am 28. Juni de- 
monstrierten 200 Menschen in Mün- 
chen gegen die Abschiebung. 


1981 kam Mahmut als kurdischer Ju- 
gendlicher aus der Türkei nach Deutsch- 
land. Hier engagier- 
te sich Mahmut ge- 
gen die grausame 
Unterdrückung der 
kurdischen Bevölke- 
rung in der Türkei. 
Während die türki- 
sche Armee in den 
1990er Jahren mit 
deutschen Panzern, 
deutschn LKWs 
und deutschen Waf- 
fen 4.000 kurdische 
Dörfer nieder brann- 
te und mindestens 
37.000 Kurden und 
Kurdinnen ermorde- 
te, verbot der deut- 
sche Staat die kurdi- 
sche Befreiungsor- 
ganisation PKK (Ar- 
beiterpartei Kurdis- 
tans). 1995 protes- 
tierten Mahmut und 


Mahmut Yilmaz, 44, 

könnte als politisch ak- 
tiver Kurde in seiner al- 
ten Heimatnicht leben. 


gen das PKK-Verbot. Mahmut verlor 
mehrfach seine Arbeit, weil die Behör- 
den Druck auf seine Arbeitgeber ausüb- 
ten. Schließlich nahm man ihm die Auf- 
enthaltsberechtigung, Mahmut ist rechts- 
kräftig ausgewiesen. Als Asylbewerber 
soll er nun im Flüchtlingslager interniert 
werden. Damit zerreißen die Behörden 
seine Familie. Mahmuts Ehefrau lebt 
hier, die vier gemeinsamen Kinder sind 
in München aufgewachsen bzw. geboren, 
die jüngsten gehen noch zur Schule. 
Mahmuts Ausweisung wird damit be- 
gründet, dass er angeblich die Sicherheit 
der BRD gefährde — dabei gefährdet der 
deutsche Staat Mah- 
muts Leben und zer- 
stört seine Familie! 

Ausländer, die sich 
in der Bundesrepublik 
Deutschland politisch 
betätigen, leben ge- 
fährlich. Ihnen droht 
neben „normalen“ 
Strafen (Haft, Geldbu- 
ße) auch die Abschie- 
bung. Sie werden für 
ihr politisches Enga- 
gement doppelt be- 
straft. — Diese rassisti- 
schen Sondergesetze 
sind ein Skandal. 

An kurdischen Akti- 
visten wie Mahmut 
wird ein Exempel sta- 
tuiert. Indem man sie 
ausweist, will man an- 
dere Migranten ein- 
schüchtern und deren 


Ir Fanulicmunter soll mach 


andere Kurden ge- 
gen das Verbot des 
„Kurdischen Eltern- 
vereins in München, 
indem sie das Ver- 
einshaus besetzten. 
Deswegen wurde 
Mahmut 1996 zu ei- 
ner Gefängnisstrafe 
verurteilt. Nach der 
Entlassung überzog 
ihn die Polizei im- 
mer wieder mit Ver- 
fahren wegen angeb- 
licher Verstöße ge- 
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politische Aktivitäten 
unterbinden. Mahmuts 
letzte Chance ist, in 
Deutschland Asyl we- 
gen drohender politi- 
scher Verfolgung zu 
bekommen. 
Verhindert die Ab- 
schiebung von Mah- 
mut Yilmaz in den Fol- 
terstaat Türkei! Keine 
Abschiebungen - nir- 
gendwohin! 
weiter auf 
Seite 3 unten 


:meldungen, aktionen 


NRW-Kommunalwahl- 
kampf eingeläutet 


Körn. Die extrem rechte „Bürgerbewe- 
gung pro NRW“ will Ende Juni auf einer 
„Funktionsträgertagung“ die „Weichen 
für möglichst viele Kommunalwahl- 
antritte der Pro-Bewegung in NRW“ ge- 
stellt haben. Angeblich zeigten die bishe- 
rigen Aufbauarbeiten in NRW „eine au- 
Berordentlich positive Bilanz“, heißt es 
in dem Rundbrief der extrem rechten 
„Bürgerbewegung pro Köln“. 

Sieht man sich jedoch die Aktualität 
der Webseiten so mancher bereits von 
„Pro NRW“ gegründeten Kreisverbände 
an, oder vergleicht die gezeigten Fotos 
von „Pro Köln“-Aktivitäten mit den — 
großzügig — angegebenen Teilnehmer- 
zahlen, könnte man eher zu dem Schluss 
kommen, dass es so ganz glatt wohl nicht 
läuft, was die altgedienten rechten Kader 
von „Pro Köln“ bzw. „Pro NRW“ da aus- 
gekungelt haben. 

So liest sich die Liste der Orte, in de- 
nen — nach dem derzeitigem Stand der 
Dinge -— Kommunalwahlantritte „sicher“ 
sein sollen, eher noch wie ein Wunsch- 
zettel. Neben Köln sollen dies Leverku- 
sen, der Rhein-Sieg-Kreis, Siegburg, 
Troisdorf, Lemgo, Kreis Lippe, Berg- 
heim, Rhein-Erft-Kreis, Dormagen, 
Rhein-Kreis Neuss, Gelsenkirchen, Ra- 
devormwald, Oberbergischer Kreis und 
Voerde sein. Flächendeckende Kandida- 
turen „möglich“ seien, so „Pro Köln“, 
darüber hinaus noch in Essen, Bonn, So- 
lingen, Wesel, Bielefeld, Bottrop, Rhein- 
Bergischer-Kreis, Bergisch-Gladbach, 
Burscheid, Nettetal und Mönchenglad- 
bach. 

Ob es der „Pro“-Formation, die sich 
als „demokratisch legitimierte Rechts- 
partei“ präsentiert, im Juni kommenden 
Jahres tatsächlich gelingen wird, das 
„verkrustete Parteiensystem“ aufzu- 
sprengen, steht wohl noch in den Ster- 
nen. Mag sie sich noch so sehr als „nord- 
rhein-westfälische Antwort“ auf „den 
Linksruck der gesamten politischen 
Klasse“ aufspielen. hma I 


Nazi-Treffen mit Pannen 


PULHEIM. Der unlängst aus dem Gefäng- 
nis entlassene Neonazi Axel Reitz hatte 
für den 14. Juni zu einer Saalveranstal- 
tung unter dem Motto „Der einzige Weg 
in die Zukunft: Nationaler Sozialismus!“ 
nach Pulheim eingeladen. Diese verlief 
nicht ganz nach Plan. Der Wirt der Gast- 
stätte, die in der Vergangenheit auch der 
Pulheimer „Kameradschaft“ als Ver- 
sammlungsort gedient hatte, stellte die 
Organisatoren um Reitz vor erhebliche 
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Probleme. Der war plötzlich spurlos ver- 
schwunden und ein Nachfolger wusste 
nichts von einer „geschlossenen Gesell- 
schaft“. 

In der Kürze der Zeit fanden die Orga- 
nisatoren aber doch noch eine andere 
Gaststätte, die von einem Kroaten ge- 
führt wird, und die wohl überschaubare 
Schar an Teilnehmern musste sich mit ei- 
ner Kegelbahn im Keller zufrieden ge- 
ben. Da diese nur für kurze Zeit zur Ver- 
fügung stand, mussten der frühere Küh- 
nen-Weggefährte Thomas Brehl und 
Hartmut Wostupatsch auf ihre Redebei- 
träge verzichten. So kamen von den Gäs- 
ten lediglich der ehemalige NS-Jagdflie- 
ger Reinhold Leidenfrost und Christian 
Worch aus Hamburg zu Wort. 

Letzterer sprach über die aktuelle poli- 
tische Lage und hob die — seiner Mei- 
nung nach - zugespitzte Lage hervor, die 
schon mit den 20er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts vergleichbar sei. 

abk I 


Anfrage zur „AGR” im 
Landtag 


DÜSSELDORF. Rüdiger Sagel, fraktionslo- 
ser Abgeordneter im Nordrhein-Westfä- 
lischen Landtag, hatte im Mai eine kleine 
Anfrage zu den „Autonomen Nationalis- 
ten‘ (AN) und der neonazistischen „AG 
Rheinland“ gestellt. Das Innenministeri- 
um des Landes beantwortete nun die An- 
frage im Namen der Landesregierung 
und im Einvernehmen mit dem Justizmi- 
nisterium. 

Dabei kommt das Ministerium zu we- 
nig anderen Einschätzungen, als ohnehin 
schon bekannt sind. So stellt es bei den 
„AN“ eine „deutliche Zunahme der Ge- 
waltbereitschaft‘“ fest. Die fast aus- 
nahmslos Jugendlichen bzw. jungen Er- 
wachsenen im Alter von 16 — 23 Jahren, 
die sich „im Krieg gegen ein Scheiss- 
System“ sehen, schätzt das Ministerium 
auf „eine Gesamtgröße von ca. 100 Per- 
sonen“ in NRW, wobei „das insgesamt 
mobilisierbare Potential einschließlich 
Umfeld ca. 150 Personen“ umfasse. Als 
Gefahr wird dabei besonders die „indivi- 
dualisierbare Scharnierfunktion als „Ein- 
trittspforte“ in die etablierten rechtsex- 
tremistischen oder neonazistischen 
Strukturen“ gesehen. Dabei verfügten 
die „AN“ „über ein differenziertes Um- 
feld mit Kontakten sowohl in die rechts- 
extremistische Mischszene als auch im 
geringen Umfang zu sogenannten erleb- 
nisorientierten Jugendlichen als kurzfris- 
tiges, temporär ansprechbares Mobilisie- 
rungspotential“. 

Zwar stellt das Ministerium ein An- 
wachsen politisch motivierter Kriminali- 


tät durch Neonazis im Großraum Aa- 
chen-Köln-Leverkusen in den letzten 
Jahren fest (2007: 29 Gewalt-delikte, 
2006: 21 und 2005: 19), kommt aber zu 
dem Schluss, dass der benannte Groß- 
raum „im Landesvergleich“ nicht als 
„Brennpunkt“ gesehen werden könne. 

Hinsichtlich konkreter Übergriffe von 
Neonazis im vergangenen Jahr in Lever- 
kusen und Anfang 2008 in Aachen konn- 
ten Tatverdächtige bislang „nicht ermit- 
telt werden“ bzw. liegen dem Ministeri- 
um „keine Informationen“ vor. 

Bezüglich der „AN“ in Pulheim zeig- 
ten die verschiedenen polizeilichen Maß- 
nahmen „positive Resultate“ und würden 
fortgeführt. Ansonsten würden die Si- 
cherheits-behörden die weitere Entwick- 
lung aufmerksam verfolgen. 

Eine konkrete Aussage zur Einbin- 
dung der Kommunen in die Bekämpfung 
der Nazi-Szene bleibt das Ministerium 
leider schuldig. hma I 


Protest gegen Bundeswehr- 
Auslandseinsatz war nicht 


rechtswidrig 

FRANKFURT. Das Verteilen der Flugblät- 
ter gegen Auslandseinsätze der Bundes- 
wehr bei der Berufsbildungsmesse der 
IHK Frankfurt durch den Fraktionsvor- 
sitzenden der LINKEN im Römer, Lo- 
thar Reininger, war rechtens (siehe auch 
letzte Ausgabe, AN 12-08, Seite 4). Das 
geht aus der Antwort des Verkehrsdezer- 
nenten Lutz Sikorski (Grüne) auf eine 
Anfrage der FAG-Fraktion im Römer in 
der Plenarsitzung am 19. Juni hervor. 

Reininger war bei der Berufsbildungs- 
messe von zwei Polizeibeamten zu Bo- 
den geworfen und in Handschellen abge- 
führt worden. 

Sondernutzungsrechte, wie sie bei der 
Messe vom 5. bis zum 7. Juni an die Ver- 
anstalter vergeben worden waren, unter- 
sagen demnach das Verteilen von Flug- 
blättern nicht. Mit dem Sondernutzungs- 
recht wird nicht automatisch das Haus- 
recht übertragen. „Ich habe schon hun- 
derte Male Flugblätter in Frankfurt ver- 
teilt und habe so etwas noch nicht er- 
lebt“, sagt Reininger empört, „das waren 
Polizeistaatsmethoden. Ich erwarte eine 
Entschuldigung.“ 

Der Fraktionschef will jetzt rechtlich 
gegen seine vorübergehende Festnahme 
vorgehen. Als geladener Stadtverordne- 
ter bei der Eröffnungsveranstaltung der 
IHK-Messe hatte er sich mit Parteikolle- 
gen solidarisiert. Diese machten mit 
Flugblättern auf das Risiko einer Ausbil- 
dung bei der Bundeswehr aufmerksam: 
Wer sich dafür entscheidet, verpflichtet 
sich gleichzeitig zu einem mindestens 
einjährigen Auslandseinsatz, zum Bei- 
spiel in Afghanistan. 

DIE LINKE. 
Fraktion im Römer I 


Erfolgreiche Demonstration für 
Versammlunggsfreiheit in München 


Mit 5000 Teilnehmerinnen und 

Teilnehmern bei bester Stim- 

mung zog am 21. Juni unsere 
Demonstration gegen das geplante 
bayerische Versammlungsgesetz durch 
die Straßen von München. Ein Bericht in 
der ARD-Tagesschau um 20 Uhr brachte 
die so notwendige bundesweite Be- 
kanntmachung. Unter folgender Inter- 
netadresse kann der Spot - der auch in 
anderen Sendern u.a. im Bayerischen 
Fernsehen gezeigt wurde - angesehen 
werden: hitp://www.tagesschau.de/ 
multimedia/video/video335944.html 


In Nürnberg schuf die Kundgebung am 
Tag zuvor mit ca. 300 Teilnehmenden ein 
beachtliches Presse-Echo in den Nürnber- 
ger Nachrichten. Auch bei der Demon- 
stration in Rosenheim mit ca. 300 Teil- 
nehmenden anlässlich eines Treffens der 
„Republikaner“ (s.a. Seite 6) war der Wi- 
derstand gegen das geplante bayerische 
Versammlungsgesetz Thema. So haben 


wir an dem Wochenende einen Achtungs- 
erfolg erreicht, der uns einen wichtigen 
weiteren Ansporn geben kann. Dazu ha- 
ben viele beigetragen. Besonders erwähnt 
sei hier das nimmermüde Aktionsbüro 
Versammlungsfreiheit, das in schier un- 
glaublicher Anstrengung für die Verbrei- 
tung der Flugblätter, die Herstellung der 
Schilder und vieles mehr gesorgt hat. 


Wie geht es nun weiter? 


«> Am 10. Juli tagt der Rechtsausschuss 
des bayerischen Landtags. Allen Organi- 
sationen, gewerkschaftlichen Gliederun- 
gen, Gruppen, Initiativen und Einzelper- 
sonen wird vorgeschlagen, bis zum 9. Juli 
eine Eingabe zu machen, die dann beim 
Rechtsausschuss behandelt werden muss. 
Zwei Mustereingaben befinden sich im 
Netz als PDF und sind als word-Datei 
dem Rundmail angefügt. Da verschiedene 
Eingaben einzeln behandelt werden müs- 
sen, ist es aber sinnvoll, dass möglichst 
viele unterschiedliche Eingaben beim 


Rechtsausschuss gemacht werden! Wich- 
tig: Bei den Eingaben muss die vollständi- 
ge Adresse mit angegeben sein, damit der 
Rechtsausschuss antworten kann. Die Sit- 
zung ist Öffentlich — je mehr Zuhörer 
umso besser! 


«> In der letzten Landtagssitzung vom 
15. - 17. Juli 2008 wird über das Gesetz 
abgestimmt. Während dieser Zeit werden 
die Münchner Streikleitungen aus Druck- 
industrie, Post, Telekom, und Öffentlicher 
Dienst ihr Streikzelt als Mahnwache für 
die Versammlungsfreiheit bei dem Land- 
tagspräsidenten Alois Glück in der Bann- 
meile des Landtags beantragen. Wir hal- 
ten Euch auf dem Laufenden! Über Aktio- 
nen weiterer Gegner des Versammlungs- 
gesetzes informieren wir im Internet, so- 
bald wir Genaueres davon wissen. 

«> Für den Fall der Verabschiedung wird 
parallel eine Verfassungsbeschwerde 
beim Bundesverfassungsgericht in Karls- 


ruhe vorbereitet. 


Hedwig Krimmer, ver.di München I 
www. verdi-muenchen.de 
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Fortsetzung von Seite 1: Bleiberecht für Flüchtlinge 


Serdar Gürboga: 


Von Abschiebung in die Türkei bedroht 
sind noch zahlreiche junge kurdische 
Männer und Frauen, die während der 
letzten Jahre nach Deutschland flohen. 
Zum Beispiel Serdar Gürboga. 

Serdar lebt seit viereinhalb Jahren in 
Deutschland, seit 2007 „wohnt“ er im 
Flüchtlingslager Rosenheimerstraße in 
München. — Mehrere von Serdars Ver- 
wandten wurden Opfer d. türkischen Mi- 
litärs. Ein Cousin wurde 1986 von einem 
Militärgericht zum Tode verurteilt, ein 
anderer Cousin ist seit 1994 verschwun- 
den. Drei weitere Verwandte wurden 


durch türkisches Militär ermordet. Im 
Herbst 2005 töteten Unbekannte einen 
Cousin Serdars. Als Serdars Vater da- 
raufhin Nachforschungen anstellte, be- 
kam er anonyme Todesdrohungen am Te- 
lefon. 

Würde Serdar in die Türkei zurück- 
kehren, wäre er, gerade vor dem Hinter- 
grund der sich seit 2007 erneut verschär- 
fenden Verfolgung kurdischer Oppositio- 
neller, in großer Gefahr, ebenfalls dem 
Terror der Sicherheitskräfte zum Opfer 
zu fallen. 

Um sein Leben zu schützen, hat er in 
Deutschland Asyl beantragt. Mit der zy- 


nischen Behauptung, die Türkei sei im 
Zuge der EU-Annäherung auf dem Weg 
der Demokratisierung, wird Flüchtlingen 
aus der Türkei durch Bundesamt und Ge- 
richte die Anerkennung verweigert. 

Für Serdar geht es nun darum, entge- 
gen einer solchen Politik der Ignoranz 
sein Menschenrecht auf Asylschutz zu 
verteidigen. Darum fordert diese Kampa- 
gne Asyl und Bleiberecht für ihn. Auch 
sein Leben ist in Gefahr 
Bleiberecht für alle Flüchtlinge! 


Münchner Lokalberichte Nr. 13-2008 
vom 26.6.2008 II 
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Köln. Am Montag, 23.6.2008 

um 12 Uhr wurde die Ausstel- 

lung über die Verbrechen der 
Deutschen Reichsbahn eröffnet. 


Und zwar nicht — wie von vielen gefor- 
dert - im Kölner Hauptbahnhof, sondern 
im „RheinTriadem“, der früheren Bahn- 
direktion am Konrad-Adenauer-Ufer. 
Vor der Ausstellungseröffnung lud die 
Initiative „Die Bahn erinnern“ zu einer 
kurzen Gedenkfeier um 11 Uhr am 
Mahnmal „Die Schwelle“ an der Seite 
des Hauptbahnhofs ein. 


Kritikpunkte an der Ausstellung 


Zwei zentrale Kritikpunkte an der Bahn- 
Ausstellung hob die Sprecherin der Ini- 
tiative hervor: 

Sie kritisierte den abseits gelegenen 
Ausstellungsort und forderte, dass die 
Ausstellung im Kölner Hauptbahnhof 
und in allen großen Bahnhöfen gezeigt 
wird, also an öffentlichen Orten als Stel- 
lungnahme gegen Rechtsextremismus, 
Rassismus und Antisemitismus. 

Die Sprecherin lehnte die „Historisie- 
rung“ ab. Die Ausstellung berichtet (mit 
einer kleinen Ausnahme) nur über die 
Zeit bis 1945. Dass die Täter nach 1945 
für die Bahn weiter arbeiteten, ist in der 
Ausstellung kein Thema. 

Auch die Kölner Bahndirektion als 
ehemaliger Täterort ist nicht Gegenstand 
der Ausstellung. Tamara Dreifuss, die die 
Deportation überlebte, wandte sich auf 
der Kundgebung dagegen, dass die jetzi- 
ge Kölner Bahnleitung das Mahnmal von 
dem ursprünglichen Aufstellungsort vor 
dem Haupteingang um die Ecke, an die 
Bahnhofsseite verstecken ließ. 

Frau Dreifuss: „Das Mahnmal steht 
hier nicht richtig. Die Schwelle gehört 


Die Ausstellung gehört 
in den Hauptbahnhof! 


„Sonderzüge in den Tod - 
Die Deportationen mit der Deutschen Reichsbahn” 


dahin, wo sie war, wo Menschen gehen. 
Es ist kein Argument, dass Leute gestört 
würden. Damals wussten die Menschen 
genau, wo die Deportierten hin mussten. 
Warum sollen sie heute gestört sein? Wa- 
rum!?“ 

Mit dem Transparent „Deportationen 
mit der Deutschen Reichsbahn / Bahnhö- 
fe — Gedenkorte für die NS-Opfer!“ zo- 
gen die Kritiker durch den Bahnhof und 
dann zur Ausstellung in der ehemaligen 
Bahndirektion am Rheinufer. 

Zeitungs- und Fernsehredakteure führ- 
ten dort Interviews mit den Sprecherin- 
nen und Sprechern der Initiative. 


Kein Platz im Hauptbahnhof? 
Lächerlich! 


Bei der Eröffnung erklärte der Sprecher 
der Bundesbahn lapidar, im Kölner 
Hauptbahnhof habe es für die Ausstel- 
lung keinen Platz gegeben. Da er wusste, 
dass alle 120 Anwesenden den schönen 
großen Raum in der Mitte der Bahnhof- 
Arkaden kennen - ein Platz für bisherige 
Ausstellungen und ausgedehnte Feste - 
sparte er sich weitere Aussagen gegen 
die Tatsachen. 

Bürgermeisterin Antwerpes verwies in 
ihrer Rede auf die Vorgeschichte der De- 
portation, auf die Entrechtung der jüdi- 


Solidaritätskundgebung für 
das AIDA-Archiv vor dem 
Kafe Marat 


MÜNCHEN. Zu einer Solidaritätskundge- 
bung gegen die Angriffe der NPD auf das 
A.LD.A.-Archiv versammelten sich am 
13. Juni ca. 300 meist junge Leute vor 
dem Kafe Marat. Stadträtin Wolf hielt ei- 
nen hier dokumentierten Redebeitrag. 
Die Hetzveranstaltung der NPD besuch- 
ten laut Polizeibericht bis zu 100 Leute. 
Der von starken Polizeikräften geschützte 
NPD-Auftritt stieß auf lebhafte Proteste. 


Stadträtin Brigitte Wolf: 


„Vor einigen Jahren musste ich im Stadt- 
rat erleben, wie der damalige Vertreter der 
Republikaner scheinheilige Reden über 
das Sicherheitsrisiko führte, das angeblich 
der Synagogenbau für die Anwohner be- 
deute. Gleichzeitig unterhielt er Kontakte 
zu einem Milieu, das diese Reden als Auf- 
forderung begriff und die Grundsteinle- 
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gung der Syna- 
goge sprengen 
= wollte. Dieser 
—= Mann hatte sich 
" übernommen. 
Er scheiterte 
politisch. Nun 
erleben wir ei- 
nen neuen 
Mann, Stadtrat 
Richter, der auf 
einer von der 
CSU _losgetre- 
tenen Welle ins Rathaus gespült wurde. 
Und wieder geht es darum, den Bieder- 
mann zu markieren, Ziele zu benennen 
und gleichzeitig ein Milieu zu pflegen, 
das die gewünschten Taten ausführt. 

Die Arbeit von A.I.D.A. München, dem 
Antifaschistischen Informations- und Do- 
kumentationsarchiv verschafft in unserer 
Stadt und Region vielen Menschen die 
Möglichkeit, Naziaktionen und -propa- 
ganda entlarven und nachweisen zu kön- 


nen. Deshalb sind die Nazis auf die Idee 
verfallen, A.I.D.A. direkt einzuschüch- 
tern. Dies muss die Solidarität von uns al- 
len, der ganzen Stadt herausfordern. Mit 
der heutigen Aktion zeigen wir, dass wir 
uns nicht einschüchtern lassen. 

Liebe Freunde, ich möchte die Gele- 
genheit nutzen, zu einer offensiven Aus- 
einandersetzung mit den scheinheiligen 
Parolen der Nazis aufzurufen, die gründ- 
lich geführt werden muss. Die NPD stellt 
sich in diesen Monaten immer offener in 
die Tradition des Nationalsozialismus. Sie 
wird im Landtagswahlkampf mit der Lo- 
sung auftreten: „Sozial geht nur Natio- 
nal“. Die Aussage ist um 180 Grad falsch. 
Sozial geht heute, in der modernen Welt 
der schnellen Kommunikations- und Ver- 
kehrsmittel, nur international. 

Schon zur Zeit Hitlers war die Idee des 
„Nationalen Sozialismus“ sachlich un- 
haltbar. Die Nazis brauchten diese Idee, 
um ihre Absicht, Deutschland auf Kosten 
der Welt leben und herrschen zu lassen, zu 


schen Bevölkerung, und auch darauf, 
dass leider die Täter nach 1945 als unbe- 
scholtene Bürger gelebt hätten, auch in 
Köln. 

Durch den politischen Druck und die 
Arbeit des französischen Ehepaars 
Klarsfeld und vieler Initiativen in deut- 
schen Städten sei diese Wanderausstel- 
lung der Bahn erwirkt worden. Sie er- 
wähnte lobend die Kölner Initiative „Die 
Bahn erinnern“ und das Mahnmal „Die 
Schwelle“. 

Frau Beate Klarsfeld war mit ihrem 
Mann aus Paris gekommen. Sie erinnerte 
an ihren gemeinsamen Kampf für die 
Bestrafung der Nazi-Verbrecher, wie 
z.B. Lischkas u.a. in Köln, Barbies, des 
„Schlächters von Lyon“, von A. Brunner. 

Sie beide und viele Mitstreiterinnen 
und Mitstreiter sicherten die Lebensda- 
ten der 11400 deportierten französischen 
Kinder und auch der 800 aus Frankreich 
deportierten deutschen Kinder. Sie sind 
jetzt nach 60 Jahren wieder bekannt. 

Mehr als 1000 Gedenktafeln in Frank- 
reich, u.a. an Schulen, halten das Ge- 
dächtnis an die deportierten Kinder 
wach. 

Beate Klarsfeld hoffte, dass „viele 
Menschen auf deutschen Bahnhöfen“ 
diese Kinder auf den Fotografien sehen, 
und mahnte, dass diese Verbrechen nie 
wieder geschehen. 

Frau Dreifuss begann ihre Rede mit 
dem Satz: Ich war vorhin bei dem Mahn- 
mal, „Die Schwelle“. Sie fühle sich als 
Patin der umgekommenen Kinder. Nur 
durch ein Wunder habe sie die Deportati- 
on mit dem Zug aus dem Ghetto Vilnius 
überlebt. Ihrer Mutter sei nach mehrma- 
ligen Fluchtversuchen das Entkommen 
mit ihrer Tochter gelungen. Sie beide sei- 
en die einzigen Überlebenden des Todes- 


zuges. Frau Dreifuss hat die in Jiddisch 
geschriebene Lebensgeschichte ihrer 
Mutter übersetzt und veröffentlicht. 

Sie erklärte, dass sie die Dokumentati- 
on „lieber, viel lieber am Bahnhof“ aus- 
gestellt sehen würde. Warum könne man 
den Passanten nicht zutrauen, dass sie 
das im Bahnhof sehen? Damals hätten 
die Passanten gewusst, dass die Depor- 
tierten keine Erholungsfahrt antreten 
würden. Warum sollten sie sich jetzt an 
der Ausstellung stören? 

Sie schloss: Gut ist, dass die Ausstel- 
lung hier ist. Sie hoffte, dass viele die 
Ausstellung sehen, und auch, dass viele 
am kommenden Tag zu der Lesung aus 
dem Buch ihrer Mutter kämen. 


Ohne Reichsbahn waren die Massen- 
morde nicht möglich 


Auf der Eröffnungstafel dieser Ausstel- 
lung, die vom Jüdischen Museum Berlin 
entscheidend miterstellt wurde, ist zu le- 
sen, dass ohne die eifrige Tätigkeit der 
Reichsbahner die Verbrechen der Depor- 
tationen und der millionenfachen Morde 
„nicht möglich“ gewesen seien. Diese 
Ausstellung begründet mit vielseitigen 
Informationen diese richtige Aussage. 

Auf der Abschlusstafel halten die Aus- 
stellungsmacher fest, dass sie nach über 
60 Jahren entscheidende Fragen immer 
noch nicht wissenschaftlich gestellt und 
auch nicht beantwortet sehen: 

„Über den Weg einer angemessenen 
Auseinandersetzung mit den Verbrechen 
des Nationalsozialismus wird seit Jahren 
und auch heute eine intensive öffentliche 
Diskussion geführt.“ 


Wesentliche Fragen nicht gestellt 


Die Betrachter fühlen sich gedrängt, die- 
se Ausstellung keinesfalls als ausrei- 


chende oder abschließende Klärung der 
Verbrechen der Reichsbahner zu sehen. 
Welche sozialen Bedingungen führten 
dazu, dass die Beschäftigten der Bahn 
diese Mordtransporte durchführten? Wie 
und wodurch konnten die Täter nach 
1945 ungehindert weiter machen? Wel- 
che Werte eignete sich die Reichsbahn 
durch die Deportationen an, die in das 
Vermögen der Bundesbahn flossen? 
Wann gehen Kölner Wissenschaftler an 
die wissenschaftliche Arbeit und lassen 
die Taten und Verbrechen der Kölner 
Bahn-Direktion nicht als „dunkle Seiten 
der deutschen Geschichte“ weiter im 
Dunklen? Die Ausstellung ihrer Ergeb- 
nisse im Kölner Hauptbahnhof brächte 
die öffentliche Diskussion voran. 

gba U 


Die Ausstellung ist bis 6. Juli 2008 
geöffnet, Köln, Konrad-Adenauer- 
Ufer 3. 10-18 Uhr, Eintritt frei. 


verschleiern. Weil schon damals die wirt- 
schaftlichen Beziehungen international 
verflochten waren, war die nationalsozia- 
listische Herrschaftsvorstellung nicht auf 
Deutschland beschränkt, es ging unver- 
meidlich um einen Eroberungs- und Ver- 
nichtungskrieg. 

Die Nazis errichteten über Europa bis 
hinein nach Asien und Afrika eine terro- 
ristische Ordnung, die durch Protektorate, 
unterworfene Gebiete, entrechtete Men- 
schen und Vernichtungslager organisiert 
wurde. Es ist wichtig zu begreifen, dass 
eine solche Ordnung der Welt ein Verbre- 
chen gegen die Menschlichkeit ist. Aber 
es ist auch wichtig zu verstehen, dass die 
Gegenkräfte stärker sind. Die Nazis schei- 
terten letztendlich an der Entschlossenheit 
der übrigen Welt. 

Heute nimmt der nationale Sozialismus 
einen neuen Anlauf. Und schon seine ers- 
ten Schritte sind Verbrechen gegen die 
Menschenrechte. Während sie nieman- 
dem helfen, greifen sie andere an. Frem- 


denfeindlichkeit und Antisemitismus, das 
prägt ihre Aktionen. 

Liebe Freunde, 

Ausgangspunkt für die frechen Dreis- 
tigkeiten der Nazis ist die Weigerung der 
staatlichen Instanzen, das Verbot der 
NPD voranzutreiben. Die NPD treibt es 
immer toller, Tarnlisten wie die BIA sind 
eine Verhöhnung der rechtlichen Ord- 
nung. Die Verbrechen, die im Kontext 
derartiger Propaganda vorfallen, und die 
durch organisatorische Verflechtungen 
nachweisbar sind, reichen für ein Verbot 
voll aus. 

Minister und Parteien, alle, die sich in 
dieser Situation weigern, erneut ein Ver- 
botsverfahren gegen die NPD einzulei- 
ten, werden zu Mitschuldigen. So wie 
ihre Spitzel in diesen Organisationen 
schon längst schuldige Verbrecher ge- 
worden sind. Das muss aufhören. 

Die NPD und ihre Tarnlisten müssen 
verboten werden — das ist unser gemein- 
sames Ziel.“ | 


Die Bundeswehr arbeitet mit 
Verlagen zusammen, die 
rechtsextreme Propaganda 
verbreiten 


BERLIN. Das Panzermuseum Munster, das 
laut Homepage eine „gemeinsame Ein- 
richtung der Stadt Munster und des Aus- 
bildungszentrums Munster der Bundes- 
wehr“ ist, hat mehrfach Anzeigen im Na- 
ziblatt „Deutsche Militärzeitschrift“ ge- 
schaltet. Die Bundesregierung will dem 
Trägerverein nun „empfehlen“, dies zu 
unterlassen. Weitere Konsequenzen zu 
ziehen, weist sie jedoch entschieden von 
sich. 

Schwerer noch wiegt die Kooperation 
mit der Mönch-Verlagsgruppe, die vielfa- 
che Verflechtungen ins rechtsextreme 
Spektrum unterhält. So hat der zugehörige 
Bernard & Graefe-Verlag alleine von Ja- 
nuar 2005 bis Dezember 2006 mit zehn 
Anzeigen zur Finanzierung der DMZ bei- 
getragen, wie aus einer Auflistung der In- 

—- 
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Gegen Überwachungsstaat und 
Republikanerkongress 


Rosenheim (re) Rund 300 Men- 

schen beteiligten sich am Sams- 

tag an einer Demonstration ge- 
gen Überwachungsstaat und gegen 
das neue bayerische Versammlungsge- 
setz. Anschließend protestierte ein 
Großteil der Demonstrant_innen gegen 
den Europakongress der rassistischen 
und geschichtsrevisionistischen Partei 
„Die Republikaner”. 


Als „großen Erfolg“ werten die Veran- 
stalter_ innen die Demonstration am ver- 
gangenen Samstag. Ursprünglich rech- 
nete das Bündnis aus Attac, Infogruppe 
Rosenheim, Die Linke und Gewerk- 
schaften mit 100 TeilnehmerInnen, „dass 
sich dreimal so viele Menschen an den 
Protesten beteiligten, zeigt wie stark die 
Ablehnung der überwachungsstaatlichen 
Maßnahmen in der Bevölkerung ist“ so 
Michael Kurz von der Infogruppe Rosen- 
heim. Zweieinhalb Stunden zog der bunt 
gemischte Demonstrationszug durch Ro- 
senheim. Es beteiligten sich Menschen 
aus den unterschiedlichsten Zusammen- 
hängen und den verschiedensten Genera- 
tionen an der lautstarken Demonstration. 
Vor zahlreichen symbolischen Orten, 
welche nach Meinung der Protestieren- 
den stellvertretend für den zunehmen- 
den Überwachungswahn stehen, fanden 
Kundgebungen statt. Insgesamt gab es 
10 Kundgebungen, neben den Bürgerbü- 
ros der Bundestagsabgeordneten von 
SPD und CSU auch vor der ARGE. Hier 
kritisierte Helmut Türk-Berkhan von at- 
tac die zum Teil schikanöse Behandlung 
und Überwachung von HARTZ IV Emp- 
fängerInnen. Am Bahnhof sprach sich 


ein Redner der Info- 
gruppe Rosenheim ge- 
gen die Privatisierung 
des öffentlichen 
Raums und den Ein- 
satz von privaten Si- 
cherheitsdiensten aus, 
des weiteren wurde 


L} 
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die Schleierfahndung 
indirekt als „staatli- 
cher Rassismus“ be- 
zeichnet. Vor einem 
Handyladen, infor- 


mierte Michael Pertl 
von der ver.di Jugend 
über die Ausmaße der Telefonüberwa- 
chung. Auf der Abschlusskundgebung 
wurden die undemokratischen und skan- 
dalösen Ausmaße des geplanten bayeri- 
schen Versammlungsgesetzes durch 
Wigbert Dehler von den Grünen und 
dem ver.di Ortsvereinsvorsitzenden 
Hans-Otto Schmeing dargestellt und kri- 
tisiert. 

Im Anschluss protestierte ein Großteil 
der Demonstrant_innen gegen den Repu- 
blikanerkongress. Auf der antifaschisti- 
schen Kundgebung wurde das Vorgehen 
der Stadt und des Kultur- und Kongress- 
zentrums scharf angegriffen. Die Stadt 
Rosenheim, in der die Republikaner bei 
den letzten Kommunalwahlen 6,6 % der 
Stimmen erhielten, wurde sogar als 
„Rassistenhochburg“ bezeichnet. Es sei 
skandalös, dass die rassistischen und ge- 
schichtsrevisionistischen Republikaner 
als fast normale Partei war genommen 
werden, hieß es dort. Grundsätzlich sei 
es zu begrüßen, dass sich die Stadtrats- 
fraktionen gegen die NPD aussprechen. 
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Eine Resolution gegen Extremismus, die 
so schwammig formuliert ist, dass sie so- 
gar von den fremdenfeindlichen Repu- 
blikaner unterzeichnet wurde, schade ei- 
nem konsequenten Handeln gegen 
rechts, da sie die menschenfeindlichen 
Republikaner als ganz gewöhnliche Par- 
tei erscheinen lasse. Im Laufe der Kund- 
gebung wurden zum einen die extrem 
rechten Inhalte der Republikaner aus- 
führlich dargestellt, zum anderen wurde 
über die zahlreichen weiteren rechten 
und neonazistischen Gruppen, Organisa- 
tionen und Aktionen im Großraum Ro- 
senheim informiert. 

Insgesamt zogen die Veranstalter ein 
positives Resume der Aktionen vom ver- 
gangenen Samstag. Kritisiert wurde je- 
doch das Vorgehen der USK-Einheiten. 
Diese hätten die GegendemonstrantIn- 
nen unnötig provoziert und angegriffen. 
Mindestens ein Gegendemonstrant 
musste nach einem USK-Übergriff im 
Krankenhaus ärztlich behandelt werden. 

Infogruppe Rosenheim II 
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Fortsetzung von Seite 5 


formationsstelle Militarisierung hervor- 
geht. Die Bundesregierung behauptet 
zwar: „Eine institutionalisierte Zusam- 
menarbeit zwischen der Bundeswehr und 
der Mönch-Verlagsgruppe findet nicht 
statt‘. Tatsache ist aber, dass die Mönch- 
Gruppe die Zeitschrift „wehrtechnik“ he- 
rausgibt, in deren Redaktionsbeirat sämt- 
liche Stabsabteilungsleiter der Teilstreit- 
kräfte sowie etliche andere Militärs und 
der Parlamentarische Staatssekretär im 
Verteidigungsministerium Thomas Kos- 
sendey sitzen. 

Andere Publikationen der Mönch- 
Gruppe lassen ebenfalls kaum Zweifel da- 
ran aufkommen, welches Klientel da an- 
gesprochen wird. So werden die „Erinne- 
rungen“ des Kriegsverbrechers und Hit- 
ler-Nachfolgers Karl Dönitz herausgege- 
ben, ebenso wie die „Verlorenen Siege“ 
des Nazi-Generals Erich von Manstein. 
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Wieder einmal zeigt sich, wie erfolg- 
reich Rechtsextremisten versuchen, in die 
sogenannte Mitte der Gesellschaft einzu- 
dringen. Die Bundeswehr muss die Ko- 
operation mit den genannten Verlagen so- 
fort einstellen. Sonst können sich Neona- 
zis in der Truppe regelrecht ermutigt füh- 
len. (Drs. 16/9292) 

Ulla Jelpke, MdB 


Straßenbenennung nach 
Wuppertaler Widerstands- 


kämpferInnen verhindert! 

WUPPERTAL. Ausgerechnet im Vorfeld der 
Gedenkveranstaltungen zum 75. Jahres- 
tag der Eröffnung des Konzentrationsla- 
gers Kemna hat der Bezirksbürgermeister 
von Wuppertal-Elberfeld eine Straßenbe- 
nennung nach den jüdischen Widerstands- 
kämpfern Rita und Yzchok Gerszt (vor- 


erst) verhindert. Die Begründung ist nicht 
nur skandalös, sondern auch im höchsten 
Maße peinlich. Wir bitten daher um öf- 
fentliche Unterstützung für ein würdiges 
Umgehen mit den Opfern des Nationalso- 
zialismus nicht nur in Wuppertal. 
Unterstützungsunterschriften bitte an 
info@wuppertaler-widerstand.de _ 


Staatsanwaltschaft setzt 
ihren absurden Feldzug 
gegen linke und alternative 
Jugendliche fort 


STUTTGART. Seit dem Sommer des Jahres 
2006 hatte die Staatsanwaltschaft Stutt- 
gart auf sich aufmerksam gemacht, indem 
sie eine regelrechte Hetzjagd gegen junge 
AntifaschistInnen veranstaltete, die anti- 
faschistische Symbole wie zerschlagene 


und durchgestrichene Hakenkreuze tru- 
gen. Die absurde Begründung fanden sie 
ausgerechnet in $ 86 StGB, der das Zei- 
gen verfassungsfeindlicher Symbole unter 
Strafe stellt. 

Der Bundesgerichtshof hatte die Politik 
der Staatsanwaltschaft in mehr als deutli- 
chen Worten gerügt und festgestellt, dass 
alle inkriminierten Symbole in „offenkun- 
diger und eindeutiger Weise“ die Gegner- 
schaft zum Nationalsozialismus zum Aus- 
druck brächten. Die Verfolgung linker Ju- 
gendlicher ausgerechnet mit strafrechtli- 
chen Mitteln, die eigentlich der Bekämp- 
fung des Neonazismus dienen sollten, 
schien damit endgültig gestoppt. 

Im Juni dieses Jahres stellte die Staats- 
anwaltschaft Stuttgart nun unter Beweis, 
dass sie nicht bereit ist, von ihrem Feind- 
bild und ihrem absurden Rechtsverständ- 
nis abzulassen. Am 5. Juli verhandelte das 
Amtsgericht gegen einen Punker, dem 
vorgeworfen wird, auf einer Kappe den 
Schriftzug der Punk-Band „Schleimkeim“ 
getragen zu haben. Das S in diesem 
Schriftzug erinnere in seiner gezackten 
Schreibweise an die „Sigrune“ der SS. 
Ähnliche Schreibweisen finden sich bei 
bekannten Bands wie „Kiss“ oder „Slay- 
er“. Zusätzlich wurde ihm von der Staats- 
anwaltschaft vorgeworfen, mit einem 
Fanpullover des FC St. Pauli bekleidet ge- 
wesen zu sein, auf dem die Staatsanwalt- 
schaft einen SS-Totenkopf zu erkennen 
meinte. Auch dieses Motiv findet sich — 
meist eher mit einer Piratenflagge assozi- 
iert — in jedem großen Modekaufhaus. 
Von einem Engagement der Staatsanwalt- 
schaft in diesen Fällen ist bislang nichts 
bekannt. 

Die Rote Hilfe protestiert gegen diese 
erneuten aberwitzigen Kriminalisierungs- 
versuche der Staatsanwaltschaft Stuttgart. 

Mathias Krause für den 

Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V. WM 


„Rock gegen Rechts” mit 
sieben Bands in Mannheim 


MANNHEIM. Farbe bekennen, Position 
beziehen, Zeichen setzen gegen rechts- 
extreme Gewalt und Intoleranz — am bes- 
ten in aller Öffentlichkeit. Genau das ha- 
ben sich am 20. Juni sieben Bands aus 
der Region zu Herzen genommen und 
die Zuschauer und Organisatoren von 
„Rock gegen Rechts Rhein-Neckar“ mit 
ihrer Musik auf dem Alten Meßplatz be- 
geistert. 

Der Stadtjugendring Ludwigshafen 
hat mit Unterstützung des Stadtjugend- 
rings Mannheim und einem Organisati- 
onsteam aus Mitgliedern von Jugendver- 
bänden und Jugendorganisationen wie 
Solid und den Jusos zum dritten Mal den 
Aktionstag auf die Beine gestellt. „Damit 
bekennen wir uns klar zu den Grundwer- 
ten der deutschen Verfassung und gegen 
Rechtsextremismus und Gewalt“, sagt 
Kerstin Bartels vom Ludwigshafener 


Newsletter - Newsletter - Newsletter - Newsletter - Newsletter 


DIE LINKE. - 


Bundesarbeitsgemeinschaft Rechtsextremismus/Antifaschismus 


Der Newsletter der Bundesarbeitsge- 
meinschaft Rechtsextremismus/Antifa- 
schismismus der Partei DIE LINKE. ver- 
folgt Gerichtsentscheidungen gegen Neo- 
nazis sehr genau. Wir dokumentieren: 


Fast ein Jahr nach dem brutalen Überfall 
auf eine Theatergruppe in Halberstadt 
(fünf schwer Verletzte) wurden jetzt drei 
Angeklagte aus der rechtsextremen Szene 
freigesprochen. Ein vierter wurde zu zwei 
Jahren Haft wegen gefährlicher Körperver- 
letzung verurteilt. Er hatte als einziger ge- 
standen, die Schauspieler am 9. Juni 2007 
angegriffen und einen von ihnen geschla- 
gen zu haben. Das Amtsgericht Halber- 
stadt, das in Magdeburg verhandelte, sah 
als erwiesen an, dass er mindestens drei 
Ensemblemitglieder attackiert hatte. Nach 
zahlreichen Fehlern und Pannen bei den 
Ermittlungen konnte den Mitangeklagten 
keine Tatbeteiligung nachgewiesen wer- 
den. 


Der Prozess um die Nazibande „Sturm 
34“ aus Mittweida vor dem Dresdener 
Landgericht sorgt weiter für Schlagzeilen. 
Zunehmend gerät nicht nur die kriminelle 
Vereinigung, die in der Region Gewalt und 
Angst verbreitete, ins Visier, sondern auch 
die NPD. Deren Kader sollen im Hinter- 
grund die Fäden gezogen haben und waren 
wohl teilweise auch Mitglieder der Bande. 
Inzwischen fordern nicht nur die Abgeord- 
neten der Linkspartei und der Grünen im 
Landtag restlose Aufklärung, auch CDU- 


Stadtjugendring. Schirmherren sind in 
diesem Jahr die beiden Oberbürgermeis- 


Abgeordnete sind jetzt sensibilisiert, in 
welche Dimensionen die Ermittlungen 
noch vorstoßen können. Nach den zahlrei- 
chen Verfahrensfehlern vor dem Chemnit- 
zer Amtsgericht, in dem dort zunächst ge- 
gen den Anführer Tom Woost eröffneten 
Verfahren, drohen nun weitere Verschlep- 
pungen in Dresden, wo ein Richterspruch 
nicht mehr vor Juli erwartet wird. 


Die Staatsanwaltschaft Dresden hat jetzt 
Anklage gegen sechs Aktivisten der rechts- 
extremen Gruppierung „Blood and Ho- 
nour“ erhoben, denen vorgeworfen wird, 
die seit 2006 verbotene Organisation in be- 
stimmten Strukturen fortgeführt zu haben. 


Das Oberlandesgericht München hat einen 
Antrag des Neonazis Martin Wiese auf 
vorzeitige Haftentlassung abgelehnt. Der 
ehemalige Rädelsführer in der Münchener 
„Kameradschaft Süd“ war 2005 unter an- 
derem wegen Verstoßes gegen das Waffen- 
und Sprengstoffgesetz zu einer Freiheits- 
strafe von sieben Jahren verurteilt worden. 
(Vorbereitung eines Sprengstoffanschlages 
auf die Grundsteinlegung des Jüdischen Ge- 
meindezentrums am 9. November 2003 in 
München). Nach Einschätzung des OLG sei 
Wieses Einstellung nach wie vor von natio- 
nalsozialistischem Gedankengut geprägt, 
weshalb eine Aussetzung der Strafe nach 
zwei Dritteln zur Bewährung nicht infrage 
käme und „unter Berücksichtigung des Si- 
cherheitsinteresses der Allgemeinheit“ 
nicht zu verantworten wäre. _ 


ter der Partnerstädte Dr. Eva Lohse und 
Dr. Peter Kurz. 
aus Kommunal-Info Mannheim WM 
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Widerstand gegen geplanten 
Rassistenkongress in Köln nimmt zu 


Gegen den für den 19. und 20.9. von 
„pro Köln” angekündigten rassisti- 
schen „Anti-Islamisierungs-Kongress” 
verstärkt sich der Widerstand. Unter 
der Überschrift „Wir stellen uns quer: 
Europäische Rassisten haben in Köln 
keinen Platz!” (Aufruf 2) rufen weit 
mehr als 200 Personen und Organisa- 
tionen dazu auf, die rechte Provokati- 
on nicht tatenlos hinzunehmen. 


Die Unterzeichner(innen) kündigen an, 
am 19. und 20. September präsent zu sein 
und fordern Oberbürgermeister Schram- 
ma und Polizeipräsident Steffenhagen 
auf, „alles ihnen Mögliche zu unterneh- 
men, damit die Hetzveranstaltung nicht 
stattfinden kann“. Den Aufruf unterstüt- 
zen führende Vertreter(innen) der Ge- 
werkschaften, von SPD, den Grünen, der 
LINKEN sowie die Kölner DKP; dazu 
kommen u.a. der Bezirksvorsitzende der 
CDA (Christlich Demokratische Arbeit- 
nehmerschaft), die Katholische Arbeit- 
nehmer-Bewegung KAB, die Vorsitzende 
des Katholikenauschusses Köln sowie 
eine große Anzahl von Betriebs- und Per- 
sonalrät(inn)en Kölner Betriebe. 

Einen politischen Eiertanz führte in 
diesem Zusammenhang die Kölner CDU 
auf: Einerseits war sie offenbar nicht be- 
reit, den Aufruf, dessen Erstunterzeich- 
ner(innen) neben dem Regionsvorsitzen- 
den des DGB Wolfgang Uellenberg van 
Dawen, dem ver.di-Bezirksvorsitzenden 
Peter Densborn und der Betriebsratsvor- 
sitzenden der Köelnmesse-Gruppe Clau- 
dia Woermann-Adam auch Jörg Detjen 
(Fraktionsvorsitzender der LINKEN im 
Kölner Rat) sowie der Vorsitzende der 
Kölner VVN/BdA Peter Trinogga sind, 
zu unterzeichen. 

Andererseits Konnte sie inhaltlich aber 
nicht abseits stehen bleiben, weil eine 
solche Haltung, geboren aus dem Un- 
geist des Antikommunismus, eine Unter- 
stützung der rechten Hetzer gewesen 
wäre. Sie verfasste daher eine eigene Er- 
klärung, deren Wortlaut mit dem Aufruf 
weitestgehend identisch ist und Be 
sie um einen Satz, in dem sie sich auch 
gegen „Linksextremismus“ ausspricht. 
Man darf neugierig sein, wie die Vertre- 
ter(innen) der Kölner CDU diesen politi- 
schen Spagat im September deutlich ma- 
chen — vermutlich werden sie bei den 
Protesten fehlen. 

Auch der Aufruf, in dem dazu aufgeru- 
fen wird, den geplanten Rassistenkon- 
gress zu blockieren, (Aufruf 1) gewinnt 
immer mehr Unterstützer(innen), darun- 
ter nicht wenige Personen, die beide Auf- 
rufe unterstützen. Diese Doppelunter- 
schriften machen deutlich, dass die bei- 


8 :antifaschistische nachrichten 13-2008 


den Aufrufe nicht gegeneinander stehen, 
sondern sich ergänzen. 

Ziel ist es, möglichst viele Menschen 
mit ihren unterschiedlichen politischen 
Ausdrucksformen dafür zu gewinnen, 
dem europäischen Rechtstreffen aktiven 
Widerstand entgegen zu setzen. Dabei 
wird eine Form die Blockade sein, eine 
andere die Teilnahme an einer Kundge- 
bung des DGB, die zeitgleich und in un- 
mittelbarer Nachbarschaft zum angekün- 
digten Kongress stattfinden soll. Auch 
der Kölner Stadtrat und der Oberbürger- 
meister haben angekündigt sich quer zu 
stellen (Aufruf 3). Der Oberbürgermeister 
erklärte die Redner der Konferenz zu 
„unerwünschten Personen“ in Köln. 

Über den Ort der pro Köln-Veranstal- 
tung konnte bis Redaktionsschluss nur 
spekuliert werden. Eine pro Köln-Erklä- 
rung, der Kongress finde, wie vollmun- 
dig angekündigt, auf dem Roncalliplatz 
statt, wurde von der Kölner Polizei um- 
gehend dementiert: Bisher habe es ledig- 
lich ein erstes Kooperationsgespräch (das 
routinemäßig vor allen geplanten Groß- 
veranstaltungen stattfindet) gegeben - 
über einen Platz sei dabei noch nicht ent- 
schieden worden. Auch personell scheint 
pro Köln sich übernommen zu haben, 
kündigt die Rechtsgruppierung doch eine 
breite logistische Unterstützung durch 
die belgischen Faschisten vom Vlaams 
Belang an. Diese personelle Unterstüt- 
zung ist einerseits ein Eingeständnis von 
Personalproblemen — andererseits zeigt 
sie noch einmal, wie tief die „Bürgerbe- 
wegung“ pro Köln, die sich nach außen 
hin gerne seriös und bürgerfreundlich 
gibt, in ein braunes europäisches Netz- 
werk eingebunden ist. Umso notweniger 
wird der sich entwickelnde breite Wider- 
stand gegen die geplante Zusammenrot- 
tung sein. ri 
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DOKUMENTIERT: 


1. Bündnis gegen Pro 
Köln/Pro NRW: Inter- 
nationalen RassistInnen- 
Kongress verhindern! 


Vom 19. bis zum 21. September 2008 
wollen RassistInnen und NeofaschistIn- 
nen aus ganz Europa in Köln einen so ge- 
nannten „Anti-Islamisierungs-Kongress“ 
durchführen. Auf Einladung der selbster- 
nannten „Bürgerbewegung pro Köln“ 
wollen bis zu 1000 Rechte verschiedens- 
ter Couleur (vom klassischen Neonazi 
bis hin zu Rechtskonservativen) unter 
dem Deckmantel einer vermeintlichen 
Islamkritik ihre Propaganda gegen Men- 
schen anderer Herkunft und Religion 
verbreiten. 

„Pro Köln“ ist eine extrem rechte Or- 
ganisation, die seit Jahren in Köln und 
auch überregional rassistische Politik be- 
treibt. Viele Funktionärlnnen und Mit- 
glieder von „pro Köln“ kommen aus neo- 
nazistischen Parteien und Gruppierungen 
wie etwa der NPD, den „Republikanern“ 
und der „Deutschen Liga für Volk und 
Heimat“. In letzter Zeit hetzte „pro 
Köln“ vorrangig gegen den Bau einer 
Moschee in Köln-Ehrenfeld und ging mit 
rassistischer und extrem rechter Propa- 
ganda auf Wählerfang. 

Für den Kongress im September haben 
sich unter anderem VertreterInnen ex- 
trem rechter Parteien aus Österreich 
(FPÖ), Belgien (Vlaams Belang), Italien 
(Lega Nord), den USA (Robert Taft 
Group), Großbritannien ( British Natio- 
nal Party), Spanien und Ungarn ange- 
sagt. Außerdem soll der international be- 
kannte Vorsitzende des extrem rechten 
Front National (FN), Jean Marie Le Pen, 
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anlässlich des Kongresses in Deutsch- 
land auftreten. Mit ihrem europaweiten 
Hetzkongress verfolgen die altgedienten 
NeofaschistInnen von „pro Köln“ zwei 
Ziele: Erstens soll die Zusammenarbeit 
extrem rechter Parteien aus ganz Europa 
ausgebaut werden. Zweitens will „pro 
Köln“ mit dieser Großveranstaltung den 
Wahlkampf für die NRW-Kommunal- 
wahlen 2009 eröffnen. 

Wir werden weder ein solches interna- 
tionales rassistisches Treffen dulden, 
noch zulassen, dass „pro Köln/pro 
NRW“ im Kommunalwahlkampf unge- 
stört ihre rassistische Propaganda betrei- 
ben kann. Daher rufen wir dazu auf, die- 
sen Kongress zu verhindern! 

Dies kann uns nur gelingen, wenn an 
diesen Tagen möglichst viele Menschen 
gemeinsam den Veranstaltungsort blo- 
ckieren und den Rechten den Durchgang 
versperren. Bei aller Unterschiedlichkeit 
unserer politischen Ansichten verbindet 
uns dieses Ziel. Wir werden ihnen dabei 
unsere Entschlossenheit entgegensetzen 
und durch unsere Gemeinsamkeiten und 
Vielfalt unberechenbar sein. Mit dem 
Mittel des zivilen Ungehorsams werden 
wir „pro Köln“ und Gefolge in die 
Schranken weisen. 

Beteiligt euch an Massenblockaden 
rund um den Kongressort! Sie kom- 
men nicht durch! 


2. Wir stellen uns quer: 
Europäische Rassisten haben 


in Köln keinen Platz! 
Unter dem Titel „Nein zur Islamisierung 
— Nein zur Kölner Großmoschee“ will 
die extrem rechte „Bürgerbewegung pro 
Köln“ am 19. und 20. September 2008 
einen internationalen Kongress in unse- 
rer Stadt durchführen. Ursprünglich soll- 
te auch der verurteilte Holocaust- Leug- 
ner Nick Griffin auf dem Kongress re- 
den. Nun sprechen neben dem Vorsitzen- 
den der französischen Front National 
Jean Marie Le Pen weitere rechtsextreme 
Redner aus Europa. Die angekündigten 
Referenten 
und die 
Veranstalter 
wollen mit 
ihrer rassis- 
tischen Het- 
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los hinzunehmen — der angekündigte 
Rassistenkongress darf nicht stattfinden: 
Wir stellen uns quer gegen Rassisten, 
Neonazis und international angekündigte 
Holocaust-Leugner. Wir werden am 19. 
und 20. September präsent sein, denn 
Köln ist bunt, nicht braun — und das soll 
auch so bleiben! 

Wir fordern Oberbürgermeister 
Schramma und den Polizeipräsidenten 
Steffenhagen auf, alles ihnen Mögliche 
zu unternehmen, damit die Hetzveran- 
staltung nicht stattfinden kann. 

Köln ist dem Städtebündnis gegen 
Rassismus beigetreten, deshalb betrach- 
ten wir es als unsere Pflicht, aktiv zu 
werden. Wir treten für ein friedliches 
Miteinander ein. 

D.h. aber auch, dass wir uns schützend 
vor Kölnerinnen und Kölner stellen, die 
diskriminiert und diffamiert werden sol- 
len. Wir treten ein für Toleranz, Achtung 
und für einen interkulturellen und inter- 
religiösen Dialog. 

Gemeinsam sind wir Köln! 


3. Ratsbeschluss von CDU, 
SPD, Grüne, FDP, DIE LINKE. 
zwei Einzelmandatsträger 
und der Oberbürgermeister 


Der Rat der Stadt Köln nimmt mit Be- 
stürzung und Sorge zur Kenntnis, dass 
rechtsextreme Kräfte unter dem Titel 
„Nein zur Islamisierung — Nein zur Köl- 
ner Großmoschee“ am 19. und 20. Sep- 
tember 2008 einen „internationalen Kon- 
gress“ in Köln veranstalten wollen, an 
dem u.a. auch führende Personen der 
rechtsextremen Szene aus Frankreich, 
Großbritannien und Belgien teilnehmen 
sollen. Die Veranstalter und angekündig- 
te Referenten sind bekannt dafür, dass 
sie öffentlich rassistische Propaganda 
verbreiten, die sich nicht nur gegen hier 
lebende Muslime richtet. 

Der Rat der Stadt Köln begrüßt daher 
die Initiative demokratischer Kräfte, die 
sich unter dem Aufruf „Wir stellen uns 
quer: Europäische Rassisten haben in 
Köln keinen Platz! Gemeinsam sind wir 
Köln!“ versammeln. 

Die Stadt Köln gehört dem Städte- 
bündnis gegen Rassismus an und wird 
daher nicht tatenlos zusehen, dass Bürge- 
rinnen und Bürger dieser Stadt diskrimi- 
niert und diffamiert werden. 

Rat und Verwaltung setzen sich dafür 
ein, dass ein diskriminierungsfreies, 
friedliches, tolerantes und die Religions- 
freiheit achtendes Zusammenleben in 
unserer Stadt gewahrt bleibt. 

Der Rat unterstützt Verwaltung und 
Polizeibehörden darin, alle rechtlichen 
Möglichkeiten auszuschöpfen, die dazu 
beitragen, dass diese Veranstaltung in 
Köln unterbleibt. Die Stadt Köln und 
stadtbeteiligte Unternehmen werden im 
Rahmen ihrer rechtlichen Möglichkeiten 


keine Räumlichkeiten zur Verfügung 
stellen. Die privaten Vermieter von Ver- 
anstaltungsräumlichkeiten fordert der 
Rat auf, ebenso zu verfahren. 


4. Aus der Antwort der 
Verwaltung auf die Anfrage 
der Fraktion DIE LINKE.de 


Frage 5: Es ist juristisch möglich, Ein- 
reiseverbote gegen bestimmte Personen 
auszusprechen. So erhielt vor Jahren der 
britische Rechtsextremist David Irving 
ein Einreiseverbot. Der russische Neona- 
zi Wladimir Schirinowski konnte 2004 
nicht in der Köln-Arena auftreten. Nach 
Protesten der damaligen PDS-Gruppe 
wurde Schirinowski zur unerwünschten 
Person erklärt. Plant die Stadt Köln ein 
Auftrittsverbot bzw. die Bundesrepublik 
Deutschland ein Einreiseverbot von Red- 
nern, die den Holocaust leugnen oder 
wegen rassistischer Äußerungen verur- 
teilt wurden? 

Antwort der Verwaltung 

...Die Einreise oder der Aufenthalt kön- 
nen aufgrund der europarechtlich ge- 
währleisteten Freizügigkeit nur unter 
sehr engen Voraussetzungen abgelehnt 
werden. ... Es muss eine tatsächliche und 
hinreichend schwere Gefährdung vorlie- 
gen, die ein Grundinteresse der Gesell- 
schaft berührt. Wirtschaftliche Erwägun- 
gen dürfen nicht angestellt werden und 
eine strafrechtliche Verurteilung allein 
genügt nicht. Ausreichend sind vielmehr 
nur Gründe für eine gegenwärtige Ge- 
fährdung, die auf einem persönlichen 
Verhalten beruht. 

... Für die Frage, ob von einem Uni- 
onsbürger eine relevante Gefährdung 
ausgeht, ist auch danach zu fragen, in 
welcher Weise der Aufenthaltsmitglied- 
staat in Fällen dieser Art gegen eigene 
Staatsangehörige vorgeht. Gehen seine 
repressiven Maßnahmen nicht über 
Geldstrafen oder Freiheitsstrafen auf Be- 
währung hinaus, ist damit belegt, dass es 
insoweit nicht ein wichtiges Gemein- 
schaftsgut zu schützen gilt. Daher genügt 
grundsätzlich eine Verurteilung zu einer 
zur Bewährung ausgesetzten Freiheits- 
strafe nicht für die Prognose einer hinrei- 
chend schweren Gefährdung. Wenn ei- 
nerseits öffentliches Interessen nicht ge- 
gen die Erprobung eines Lebens in Frei- 
heit sprechen, kann andererseits nicht 
festgestellt werden, dass dies die öffent- 
liche Ordnung hinreichend schwer ge- 
fährdet. 

Vor diesem Hintergrund genügen die 
unter Ziffer 1 und 2 dargestellten Verur- 
teilungen von Nick Griffin 1998 (10 Jah- 
re zurückliegende Bewährungsstrafe) so- 
wie von Jean-Marie Le Pen (noch ältere 
Verurteilung, nur Geldstrafe) nicht, um 
eine gegenwärtige schwerwiegende Ge- 
fährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung als Grundlage für ein Einreise- 
verbot zu begründen. _ 
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:ausländer- und asylpolitik 


Maulkorb für Flüchtlinge; 
ZDF darf nur handverlesene 
Interviews führen 


MÜNCHEN. Die Regierung von Oberbay- 
ern will nur ausgesuchte BewohnerInnen 
des Flüchtlingslagers in der Waldmeis- 
terstraße zu Wort kommen lassen und 
verweigert dem Bayerischen Flücht- 
lingsrat den Zutritt. 

Am Mittwoch, den 10.6.2008, besucht 
ein Fernsehteam des ZDF die beiden 
Münchner Flüchtlingslager im Dreilings- 
weg und der Waldmeisterstraße. Alexan- 
der Thal, Mitarbeiter des Bayerischen 
Flüchtlingsrats wurde von einigen Be- 
wohnerInnen der Waldmeisterstraße ge- 
beten, als Vertrauensperson zu diesem 
Termin zu kommen und ihnen beizuste- 
hen, wenn sie über ihre unerträgliche Le- 
benssituation im Lager berichten. 

Die Regierung von Oberbayern hat 
dies untersagt. Ihr Pressesprecher, Hein- 
rich Schuster, äußerte am 10.06.2008 ge- 
genüber dem Bayerischen Flüchtlingsrat, 
in der Hausverwaltung tätige Angestellte 
der Regierung von Oberbayern hätten 
eine Familie ausgesucht, die dem Fern- 
sehteam ein Interview geben und die Si- 
tuation im Lager erläutern wolle. Weitere 
InterviewpartnerInnen seien deshalb 
nicht vorgesehen und auch nicht vonnö- 
ten. Zudem wolle er verhindern, dass die 
Situation aufgebauscht werde, er fürchte 
sonst einen „Zoo-Effekt“, den viele Be- 
wohnerInnen nicht wünschten. 

Es stellt sich die Frage, was die Regie- 
rung von Oberbayern zu verbergen hat. 
Tobias Klaus, Sprecher des Bayerischen 
Flüchtlingsrats kritisiert: 

„Die Regierung von Oberbayern hat 
vor dem ZDF-Besuch versucht, das La- 
ger in der Waldmeisterstraße unter Hoch- 
druck fernsehtauglich zu renovieren. Of- 
fenbar will sie nun ungestört dieses Po- 
temkinsche Dorf präsentieren, ohne dass 
kritische Stimmen der BewohnerInnen 
zu Wort kommen. 

Wir protestieren aufs Schärfste gegen 
die Behinderung der BewohnerInnen, ihr 
Recht auf freie Meinungsäußerung wahr- 
zunehmen, und die Aussperrung einer 


Vertrauensperson des Bayerischen 
Flüchtlingsrats.“ 

Quelle: PM Flüchtlingsrat Bayern 

v. 10.06.08 


Irak: Deutschland soll 
Flüchtlinge aufnehmen 
BERLIN. „4,7 Millionen Iraker sind auf 
der Flucht. Die zunehmend verzweifelte 
Lage vieler dieser Flüchtlinge schildert 
der jüngste Bericht von Amnesty Inter- 
national. Die Organisation fordert 
Deutschland auf, seinen Beitrag zum 
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Schutz der am 
härtesten Betroffenen 

zu leisten und einen Teil der Flüchtlinge 
aufzunehmen. 

„Syrien allein hat etwa eine Million 
irakische Flüchtlinge aufgenommen. 
Doch ihre Lebensbedingungen ver- 
schlechtern sich zusehends. Immer mehr 
sind auf Lebensmittelhilfe angewiesen“, 
sagt Ruth Jüttner, Irak-Expertin der Or- 
ganisation. „Es ist überfällig, dass Län- 
der wie Deutschland, die über mehr Res- 
sourcen verfügen, ihren Beitrag zur Lö- 
sung der Flüchtlingskrise leisten.“ 

Amnesty International begrüßt, dass 
die deutschen Bundesländer sich im 
April grundsätzlich bereit erklärt haben, 
Flüchtlinge aus dem Irak aufzunehmen. 
„Jetzt müssen der Ankündigung Taten 
folgen“, so Jüttner. „Deutschland sollte 
nicht auf eine EU-weite Regelung war- 
ten.“ Die Innenminister der EU hatten 
auf ihrem Treffen am 5. Juni über die 
Aufnahme irakischer Flüchtlinge disku- 
tiert, waren aber zu keinem greifbaren 
Ergebnis gekommen. 

2,7 Millionen Iraker sind innerhalb 
des eigenen Landes auf der Flucht. Zwei 
Millionen haben in den Nachbarländern, 
vor allem in Syrien und Jordanien, Zu- 
flucht gefunden. Doch beide Staaten ver- 
suchen inzwischen, weiteren Zuzug zu 
stoppen. In den Ländern macht sich eine 
feindselige Stimmung gegen die Flücht- 
linge breit. Sie erhalten keine Arbeitser- 
laubnis, und ihre Kinder besuchen oft 
keine Schule, weil sie zum Unterhalt der 
Familie beitragen müssen. Dem UN- 
Flüchtlingshilfswerk fällt es zunehmend 
schwer, genügend Nahrung und die not- 
wendigsten Medikamente bereitzustel- 
len. 

Bisher haben die EU-Länder wenig 
zum Schutz der irakischen Flüchtlinge 
beigetragen. Im Gegenteil: Einige Län- 
der haben begonnen, Menschen in den 
Irak abzuschieben oder Druckmittel ein- 
zusetzen, um sie zur Rückkehr zu bewe- 
gen. „Der Irak ist immer noch eines der 
gefährlichsten Länder weltweit“, stellt 
Jüttner fest. „Statt Menschen in den Irak 
zurückzuschicken, müssen die europäi- 
schen Staaten endlich ihre internationa- 
len Verpflichtungen zum Flüchtlings- 
schutz ernst nehmen.“ 

Amnesty International fordert von den 
EU-Staaten, auf Abschiebungen in den 
Irak zu verzichten, die Nachbarländer 
und die internationalen Organisationen 
bei der Versorgung der Flüchtlinge zu 
unterstützen und selbst irakische Flücht- 
linge dauerhaft aufzunehmen. 

Einige EU-Staaten haben bereits im 
Rahmen bestehender Aufnahmepro- 
gramme irakischen Flüchtlingen eine si- 
chere Zuflucht geboten. Deutschland hat 


bisher kein solches „Resettlement“- 

Programm. Amnesty International 

drängt die Regierungen von Bund und 
Ländern, daher nicht nur einmalig ira- 
kische Flüchtlinge ins Land zu lassen. 
Vielmehr soll sich auch die Bundesrepu- 
blik in einem solchen Programm ver- 
pflichten, jährlich eine nennenswerte 
Zahl schutzbedürftiger Menschen aufzu- 
nehmen. 

Der Bericht „Rhetoric and reality: the 
Iragi refugee crisis“, kann über die Am- 
nesty-Pressestelle bezogen werden oder 
unter www.amnesty.org heruntergeladen 
werden. 

Quelle: Amnesty International Sektion 

der Bundesrepublik Deutschland e.V. I 


Aktion für Gazale am 5. Juli 
(Tag der Niedersachsen) 


HANNOVER. Gazale Salame wurde vor 
zweieinhalb Jahren schwanger und mit 
ihrem Baby in die Türkei abgeschoben. 

Seitdem hat sie ihren Mann Ahmed und 

ihre beiden Töchter Nura (9) und Amina 

(10) nicht mehr gesehen. 

Obwohl diese unmenschliche Politik 
in der Presse und von zahlreichen Initia- 
tiven durchgehend kritisiert wurde, 
halten der Landkreis Hildesheim und In- 
nenminister Uwe Schünemann unbeirrt 
und rücksichtslos an ihrer Entscheidung 
fest. 

In einer Mail ruft der Niedersächsi- 
sche Flüchtlingsrat zu einer Aktion für 
Gazale Salame auf. 

„Liebe Freundinnen und Freunde, 

die Unterstützergruppe für Gazale in 
Hildesheim und Campact bitten euch, am 
5. Juli eine Aktion für Gazale Salame in 
Winsen mit uns durchzuführen: Am 5. 
Juli 2008 ist in Winsen „Tag der Nieder- 
sachsen“. Ministerpräsident Wulff wird 
um 11 Uhr die Veranstaltung eröffnen 
und sich danach auf der Festmeile in der 
Kreisstadt aufhalten. Unter anderem 
wird er Ehrungen im Rahmen des Pro- 
jekts „do the right thing“ vornehmen, bei 
dem die Stadt Winsen jugendliche Vor- 
bilder für ihr Engagement auszeichnet. 

Wir haben uns überlegt, dass dies ein 
guter Anlass wäre, auf das Schicksal von 
Gazale Salame und ihrer Familie hinzu- 
weisen: 

B Dem Ministerpräsidenten wollen wir 
die insgesamt rund 22.500 Unterschrif- 
ten der Campact-Aktion für Gazale Sa- 
lame mit der Forderung „Holt Gazale 
Salame zurück nach Hause!“ überge- 
ben (siehe http://www.campact.de/blei- 
be/mll/mailer). 

B Es sollen 50 T-Shirts mit der Aufschrift 
„Gazale ist Niedersächsin“ hergestellt 
und getragen werden. 

> Überlegt wurde, Ballons mit Gas zu 
füllen und diese mit einer Postkarte für 
Gazale nach Niedersachsen (und in die 
Welt) zu schicken“. 

Quelle: flucht@nds-fluerat.org I 


Meuterei der Verzweifelten 


Infolge einer Revolte der dort 

gefangenen „unerwünschten 

Einwander” brannte eine Ab- 
schiebehaftanstalt in Vincennes, vor 
den Toren von Paris bis auf die 
Grundmauern nieder. Dieses Ereignis 
vom vergangenen Sonntag gibt seit 
Tagen Anlass zu einer heftigen innen- 
politischen Polemik in Frankreich. 
Eine in der vergangenen Woche ver- 
abschiedete Richtlinie der Europäi- 
schen Union sieht unterdessen eine 
unionsweite Tendenz zur Vereinheit- 
lichung der Abschiebepraktiken vor. 
Könnte es morgen in der ganzen EU 
zu Aufständen von Verzweifelten 
kommen, die meinen, „nichts mehr 
zu verlieren zu haben”? 


Eine „Häufung von Zwischenfällen sol- 
cher Art“ vermutet der sozialdemokrati- 
sche Minister, und frühere Minister für eu- 
ropäische Angelegenheiten, Pierre Mosco- 
vici für die nahe Zukunft. Der Ausdruck 
„Zwischenfälle solcher Art“ bezeichnet 
Revolten, Meuterei und Aufstände in jenen 
Zentren, in denen „unerwünschte Einwan- 
derer“ aus anderen Weltgegenden festge- 
halten werden - um ihre Entfernung vom 
Staatsgebiet vorzubereiten. Eine Revolte, 
wie sie sich etwa am vergangenen Sonntag 
ereignete, als ein solches Zentrum im Bois 
de Vincennes — dem Stadtwald vor den To- 
ren von Paris — bis auf die Grundmauern 
niederbrannte. Es brannte aus, weil die In- 
sassen der Anstalten rebelliert und ihre 
Matratzen in Brand gesteckt hatten. Jetzt 
beschuldigen sich die Opposition, die darin 
eine Folge der harten Regierungspolitik 
gegen Zuwanderer sieht, und das konserva- 
tive Regierungslager — aus dessen Reihen 
die Unterstützer der unerwünscht sich im 
Lande Aufhaltenden inzwischen als „qua- 
si-terroristisch“ bezeichnet worden sind 
(vgl.  http://nantes.indymedia.org/attach- 
ments/jun2008/jeunesumpresf.mp3 ) - ge- 
genseitig. Aber der Reihe nach. 


Abschiebehaft: Freiheitsentzug, 
„aber keine Bestrafung” 


Mangels eines besseren Ausdrucks werden 
solche Einrichtungen wie die jetzt abge- 
brannte im Folgenden als „Abschiebege- 
fängnisse“ bezeichnet. Dieser deutschspra- 
chige Begriff entspricht nicht der französi- 
schen Bezeichnung - centre de retention 
administrative, wörtlich „Zentrum der Ver- 
waltung zum Festhalten (von Personen“). 
Das geltende französische Rechtsverständ- 
nis unterscheidet strikt zwischen Gefäng- 
nissen, in denen Verurteilte ihre von einem 
Gericht verhängte Strafe absitzen, einer- 
seits und solchen „administrativen Verwah- 
rungszentren“ andererseits. Sitzen doch in 
letztgenannten Anstalten überwiegend 
Menschen, die sich nichts anderes haben 
zuschulden kommen lassen, als den ‚‚fal- 


schen‘ Ausweis zu besitzen und sich in ei- 
nem Land aufzuhalten, dessen Behörden 
ihnen nicht das Recht dazu erteilen möch- 
ten. Obwohl das geltende französische 
Recht ihre — notfalls erzwungene - „Ent- 
fernung‘“ (€loignement) vom Staatsgebiet 
als gesetzmäßig erachtet, betrachtet es den- 
noch die Periode, die zwischen dem Er- 
greifen einer „illegal“ im Lande sich auf- 
haltenden Person und der Durchführung 
ihrer Abschiebung erforderlich ist, nicht als 
Haftzeit. Liegt diesem „Festhalten“ doch 
kein Vergehen oder Verbrechen - und eine 
infolgedessen verhängte Strafe — zugrunde. 
Sondern lediglich die technische „Notwen- 
digkeit“, die Person eben einzusperren, da- 
mit sie sich ihrer „Entfernung“ wider Wil- 
len nicht entzieht. 


gehalten werden darf, bislang in Frank- 
reich relativ kurz. Die geltende französi- 
sche Gesetzgebung befristet sie auf 32 
Tage. Aber dies könnte sich demnächst än- 
dern. Wohl auch aus diesem Grunde, und 
aufgrund der starken Erhöhung der Zahl 
der durchgeführten Abschiebungen seit 
dem Amtsantritt von Präsident Nicolas 
Sarkozy, rechnen Oppositionspolitiker wie 
der oben zitierte Moscovici mit der zu- 
künftigen Häufung von „Zwischenfällen“. 
EU-Richtlinie zur Angleichung: 


Anpassung an das härteste Rechts- 
verständnis... 


Am Mittwoch, den 18. Juni 08 nahm das 
Europäische Parlament — nach monatelan- 
gem politischem Tauziehen zwischen den 


9” co LLECTIF DES SANS-FAPIERS 
CHUNLAN Liu, JoHN MAINA, BABA TRAORE 
ASSEZ DE MO 
EGULARISEZN 


RTSI 
MAINTEN, NT! 


Kundgebung am Dienstag, 24. Juni vor dem ausgebrannten Abschiebegefängnis. Zu den Namen: 


Chunlan LIU war eine Chinesin (ohne gültige Aufenthaltspapiere in Frankreich], die im Herbst 2007 auf der 
Flucht vor der Polizei aus einem Fenster im ersten Stock floh. Dabei stürzte sie derart unglücklich, dass sie auf 
dem Trottoir im Pariser Stadtteil Belleville starb. John MAINA war ein 2Ojähriger keynianischer Staatsbürger, 
der in seinem Herkunftsland in Ostafrika als Jugendlicher der religiös-politischen, „neotraditionalistischen” 
Sekte der Mungiki angehört hatte. In Kenya musste er um sein Leben fürchten. In Frankreich wurde sein Asyl- 
antrag jedoch im Januar 2008 abgelehnt. Aus Verzweiflung erhängte sich der junge Langstreckenläufer in 
seinem Zimmer. Baba TRAORE war ein Staatsbürger des westafrikanischen Mali, der nach Frankreich ge- 
kommen war, um seiner schwer kranken Schwester eine Niere zu spenden. Er hielt sich dort jedoch ohne 
gültige Niederlassungspapiere auf. Ende März dieses Jahres versuchte er einer Polizeikontrolle zu entkom- 


men, indem er voller Angst und Panik in den Marnefluss sprang und ertrank. 


Dieses Rechtsverständnis überwog bis- 
lang auch in der Mehrzahl der EU-Länder. 
Umgekehrt wird der „Gewahrsam vor der 
Abschiebung“ in einem Teil der deutschen 
Bundesländer sowie in Irland auch offiziell 
als „Abschiebehaft‘“ bezeichnet und in — 
speziellen oder auch nicht spezialisierten — 
Gefängnissen zugebracht. (Vgl. http://fr. 
news.yahoo.com/ap/20080625/tpl-paris-re- 
tention-incendie-hortefeux-cfb2994.html) 

In der Praxis bedeutet dies freilich für 
die Betroffenen in Frankreich unter Um- 
ständen auch, dass sie bestimmte Rechte, 
die per Gesetz den Strafgefangenen zuer- 
kannt worden sind, nicht wahrnehmen dür- 
fen — mit dem Argument, ihre „Verwah- 
rung“ sei eben keine Haft. Auf der anderen 
Seite ist die Periode, während derer eine 
Person in „Administrativverwahrung“ fest- 


Fraktionen im Europaparlament, sowie 
zwischen ihnen und der Brüsseler Kom- 
mission — die so genannte „Rückkehr- 
Richtlinie‘ an. Es handelt sich dabei um ei- 
nen Text, der eine tendenzielle Vereinheit- 
lichung der Abschiebepraktiken für uner- 
wünschte Einwanderer in den verschiede- 
nen Mitgliedsländern der Union herbeifüh- 
ren soll. Denn sowohl die Dauer der Ab- 
schiebehaft bzw. des „administrativen 
Festhaltens‘“ ist in den unterschiedlichen 
EU-Staaten ausgesprochen unterschiedlich 
geregelt. Bei dem jetzt verabschiedeten 
Text handelt es sich zwar angeblich um 
eine „Kompromissfassung“, nachdem Bür- 
gerrechtsinitiativen, Solidaritätsvereini- 
gungen und linke Gruppen monatelang ge- 
gen den Entwurf der EU-Kommission 
Sturm gelaufen waren. Und doch liegt ihm 
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eine Logik der Angleichung zwischen den 
Mitgliedsstaaten zugrunde, die - falls sie 
denn durchgeführt wird - zu einer Anpas- 
sung der übrigen Länder an jene mit dem 
härtesten Rechtsverständnis führen müsste. 


.„das deutsche 


So definiert die neue europäische Richtli- 
nie etwa eine zulässige Höchstdauer der 
Abschiebehaft bzw. des „administrativen 
Festhaltens“. Letztere beträgt nun, laut 
Richtlinie, 18 Monate. Das entspricht dem 
geltenden Rechtsstand in nur zwei EU- 
Ländern: in Deutschland sowie in Italien — 
dort aber erst seit kurzem, nämlich seit 
dem Amtsantritt der Berlusconi-Regie- 
rung. Zuvor hatte ihre Dauer in Italien 
noch einen Monat betragen. 

In 16 Staaten der EU dagegen gelten 
derzeit noch Regelungen, die eine zulässi- 
ge Höchstdauer unterhalb von 18 Monaten 
vorsehen. In Frankreich (mit 32 Tagen) so- 
wie, bis vor kurzem, in Italien ist diese 
Dauer mit am kürzesten. Das in diesen 
Ländern herrschende Rechtsverständnis 
besagt, dass eine Person überhaupt nur in 
Abschiebehaft bzw. „Administrativver- 
wahrung‘“ gehalten werden darf, um -— 
möglichst schnell — ein geeignetes Trans- 
portmittel und (falls erforderlich) gültige 
Reisedokumente für ihre erzwungene 
Rückreise zu besorgen. Auf keinen Fall 
aber solle sich dieses Festhalten in einen 
Dauerzustand, eine Art Haft ohne zuvor 
begangenes Verbrechen, verwandeln. 

Sieben EU-Staaten sahen bisher keine 
gesetzliche Begrenzung der Abschiebe- 
haftdauer vor. Lediglich in diesen Ländern 
könnte die neue Richtlinie eventuell zu ei- 
ner Verbesserung der Situation führen. Al- 
lerdings ist die neue Richtlinie für Großbri- 
tannien, als das wichtigste Land ohne ge- 
setzliche Begrenzung dieser Dauer, nicht 
rechtsverbindlich. Denn ebenso wie Irland 
gehört es nicht dem seit 1995 geltenden 
„Schengener Abkommen“ über gemeinsa- 
me Grenzkontrollen an. 

In allen anderen Ländern könnte die 
EU-Richtlinie dazu herhalten, die Situation 
erheblich zu verschärfen. Zwar dient diese 
offiziell lediglich dazu, „Mindeststan- 
dards‘ zu definieren - hindert also einzelne 
Mitgliedsländer nicht daran, selbst bessere 
Rechtsstandards zu garantieren. Nur ist 
fraglich, ob deren Regierungen das noch 
wünschen, wo doch nunmehr ein europa- 
weit definierter „Standard“ beschlossen 
worden ist. Das Beispiel Italien, wo die 
neue Rechts-Rechts-Regierung unter Sil- 
vio Berlusconi und den Rassisten von der 
Lega Nord in Blitzeseile die zulässige 
Höchstdauer der Abschiebehaft von einem 
Monat auf 18 Monate — den neuen „EU- 
Standard‘ — angehoben hat, könnte Schule 
machen. Allerdings hat der „Einwande- 
rungsminister“ der französischen Regie- 
rung, Brice Hortefeux, zu Anfang dieser 
Woche noch zugesagt, in seinem Lande 
werde es zu keiner Erhöhung der zulässi- 
gen Höchstdauer von derzeit 32 Tagen 
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kommen. Doch ist fraglich, ob dies auch 
längerfristig so bleiben wird. Denn im Jahr 
2003 hatte die regierende Rechte in Frank- 
reich selbst diese gesetzlich zulässige Dau- 
er auf zwei Monate anheben wollen - zu- 
vor hatte sie noch zehn Tage betragen. Al- 
lerdings scheiterte sie damals noch am Wi- 
derstand des französischen Verfassungsge- 
richts. Letzteres könnte allerdings seine 
Position, mit Blick auf das geltende neue 
EU-Recht, möglicherweise ändern. 


Proteste gegen die „Richtlinie der 
Schande” 


Dass auch der als repressiv geltende fran- 
zösische Minister Hortefeux derzeit beim 
geltenden inländischen Recht bleiben 
möchte, hängt auch damit zusammen, dass 
er innenpolitisch mächtig unter Druck 
steht. In Frankreich existierte nämlich eine 
der stärksten Protestbewegungen gegen die 
Verabschiedung der neuen Richtlinie, die 
von Bürgerrechtsgruppen und Solidaritäts- 
initiativen allgemein nur als „Richtlinie der 
Schande“ (directive de la honte) bezeich- 
net wurde. (Vgl. http://eemnews.umc- 
europe.org/2008/juin/25-08.php ) 

Im Visier der Kritiker stand nicht nur die 
Anhebung der Höchstdauer der Abschiebe- 
haft — die laut den Anhängern der „Kom- 
promissfassung‘“ nur für die Fälle gelten 
soll, wo Schwierigkeiten bei der Organisie- 
rung der erzwungenen Rückreise auftau- 
chen, „wenn die Person oder aber die Be- 
hörden ihres Herkunftslands nicht koope- 
rieren“. Menschenrechtsvereinigungen kri- 
tisierten auch die durch die Richtlinie neu 
eingeführte Bestimmung, wonach einmal 
abgeschobene „unerwünschte Zuwande- 
rer“ mit einem fünfjährigen Einreiseverbot 
in die gesamte EU belegt werden können. 
Zudem erlaubt die Richtlinie grundsätzlich 
auch, Kinder und Jugendliche in Abschie- 
behaft zu halten, und sieht nur schwammig 
formulierte Einschränkungen vor — wie die 
Bedingungen, ihre Verweildauer dort solle 
„so kurz wie möglich“ gehalten werden. 

Nicht nur oppositionelle Gruppen in 
Europa protestierten gegen die Verabschie- 
dung der neuen Richtlinie, sondern auch 
eine Reihe ausländischer Regierungen. Am 
lautstarksten meldeten sich die lateiname- 
rikanischen Regierenden zu Wort (vgl. 
http://bellaciao.org/fr/spip.php?article68 
074). Während der venezolanische Präsi- 
dent Hugo Chavez - der allerdings dafür 
bekannt ist, dass seine starken Sprüche kei- 
neswegs immer von Taten gefolgt werden 
— den EU-Ländern einen Öllieferstopp an- 
drohte, kündigte Ecuador unter Rafael 
Correa an, seine konsularischen Vertretun- 
gen im Ausland würden bei Abschiebun- 
gen nicht kooperieren. Etwa durch die 
Ausstellung von Reisedokumenten, ohne 
die eine Person nicht abgeschoben werden 
kann, die keinen Reisepass bei sich führt. 

Ferner forderte Boliviens Staatsober- 
haupt Evo Morales die afrikanischen Staa- 
ten auf, sich dem Protest anzuschließen. 
Deren Regimes haben allerdings kaum 


vernehmlich protestiert, unter anderem 
wohl, weil viele von ihnen finanziell und 
politisch stark von Frankreich oder ande- 
ren EU-Ländern abhängig sind. Oder aber 
weil die einheimischen Potentaten ihre fi- 
nanziellen Interessen hauptsächlich in 
Europa haben, wo ihre Guthaben gebun- 
kert sind und wo sie — im Falle eines Stur- 
zes oder sonstigen Abgangs - einen ruhi- 
gen Lebensabend zu verbringen gedenken. 

Die Revolte im Abschiebegefängnis vor 
den Toren von Paris hängt allerdings nicht 
direkt mit diesen internationalen Ereignis- 
sen zusammen. Vielmehr resultierte sie aus 
den inneren Spannungen, die seit längerem 
in der Anstalt herrschten. In einem offiziel- 
len Untersuchungsbericht vom 5. Juni die- 
ses Jahres war für den Fall eines weiteren 
Anstiegs der Spannungen übrigens bereits 
eine Meuterei oder Revolte vorhergesagt 
worden (vgl. http://www.ouest-france.fr/ 
Incendie-du-centre-de-retention-de-Vin- 
cennes-un-rapport-avait-tire-la-sonnette-d- 
alarme/re/actuDet/actu_3631-652781- 
_actu.html). Nur ist die Prophezeiung 
möglicherweise früher eingetreten, als die 
Nationale Kommission zur Kontrolle der 
Abschiebegefängnisse — von der dieser 
Untersuchungsbericht stammt — es wohl 
vermutet hätte. 

Aber was ist nun eigentlich am vergan- 
genen Sonntag passiert? 


Abschiebezentrum in Flammen 


Die Anwesenden trauten zunächst ihren 
Augen nicht. Zunächst nur rund 40 Perso- 
nen, später 150 bis 200 Personen waren am 
Sonntag Nachmittag zu einer — relativ 
spontan anberaumten - Protestkundge- 
bung vor dem Abschiebegefängnis im Bois 
de Vincennes, dem Stadtwald südöstlich 
von Paris, versammelt. Anlass war der Tod 
eines 41-jährigen Tunesiers mit Namen Sa- 
lem Essouli am Samstag. Er starb laut offi- 
ziellen Angaben der Pariser Polizeipräfek- 
tur an Herzversagen. Der tunesische 
Staatsbürger war laut Angaben seiner Mit- 
häftlinge chronisch krank und hatte am 
Samstag um 15 Uhr den Zugang zu Medi- 
kamenten verlangt. Vergeblich. Um diesel- 
be Zeit hatte ein ebenfalls in der Abschie- 
behaftanstalt festgehaltener Ägypter einen 
Selbstmordversuch begangen, indem er Ei- 
sendrähte verschluckte, um seiner für diese 
Woche angesetzten Abschiebung zu entge- 
hen. Das „Netzwerk Erziehung ohne Gren- 
zen“ (RESF, Reseau Education sans fron- 
tieres), das hauptsächlich Kinder und Ju- 
gendliche vor drohenden Abschiebungen — 
zusammen mit ihren Familien — versteckt, 
hatte für den darauffolgenden Nachmittag 
zur Protestversammlung vor den Toren des 
Abschiebegefängnisses aufgerufen. 

Und plötzlich stieg, gegen 16 Uhr, di- 
cker Rauch aus den Dächern der beiden 
Gebäude der Abschiebehaftanstalt auf. 
Und alsbald züngelten auch Flammen aus 
einem der Dächer. Binnen weniger Minu- 
ten brannte eines der beiden Gebäude aus, 
das Dach brach nach innen hin ein, und nur 


noch die Mauern blieben stehen. Der ande- 
re Bau hingegen kokelte rund zwei Stun- 
den vor sich, bis auch dort dasselbe Ergeb- 
nis eintrat. Am frühen Sonntag Abend blie- 
ben von den beiden kasernenähnlichen Ge- 
bäuden der Abschiebehaftanstalt, die auf 
dem Gelände einer Polizeischule im Bois 
de Vincennes liegt, nur noch aschgraue 
kahle Mauern übrig. 

Unterdessen drangen Schreie aus dem 
Inneren der beiden Gebäude. Bei der Poli- 
zei schien nackte Panik zu herrschen, be- 
helmte und bewaffnete Bereitschaftspoli- 
zisten der CRS liefen hin und her. Grup- 
penweise wurden Insassen der Abschiebe- 
haftanstalt in die Turnhalle und in den In- 
nenhof geführt und argwöhnischen Auges 
überwacht, unter der Drohung, jederzeit 
Tränengas gegen sie einzusetzen, falls sie 
eine falsche Bewegung unternähmen. Dort 
waren sie aber weiterhin der Rauchent- 
wicklung infolge des Brandes ausgesetzt. 
Mehrere Personen mussten mit Rauchver- 
giftung ins Freie transportiert werden. Da- 
gegen haben es allem Anschein nach (ein- 
zelne) Abschiebehäftlinge doch geschafft, 
die Gelegenheit zu nutzen, die Beine in die 
Hand zu nehmen und in die Freiheit zu ent- 
kommen. Am Sonntag Abend wurde ihre 
Zahl zunächst auf 56 geschätzt, doch am 
Montag wurde sie It. offiziellen Angaben 
auf 14 herunter korrigiert. Am Dienstag 
gab die Polizeipräfektur von Paris dann an, 
„nach dem letzten Appell“ habe sich he- 
rausgestellt, dass doch nur ein Abschiebe- 
häftling — ein ägyptischer Staatsbürger — 
entkommen sei. Aber möglicherweise 
möchte die Präfektur auch nur nicht öffent- 
lich einräumen, wie viele „Abschüblinge“ 
ihr in Wirklichkeit durch die Lappen ge- 
gangen sind, um jegliche „Anstiftungswir- 
kung“ zu unterbinden. 

Die übrigen — jene, die nicht abhauen 
konnten — wurden auf Abschiebehaftan- 
stalten in ganz Frankreich, vom nordfran- 
zösischen Lille über Palaiseau (im Pariser 
Umland) bis hinunter ins südliche Nimes. 
Aufgrund „fehlerhaften Verfahrens“ bei 
der Überstellung ließen französische Ge- 
richte daraufhin am Dienstag 12 Abschie- 
behäftlinge auf freien Fuß: Bei ihnen sei 
die obligatorische Rechtsbelehrung unter- 
blieben. Oder sie hätten am folgenden Tag 
einen vom Gesetz zwingend vorgeschrie- 
benen Termin zur Vorführung vor einem 
Richter, der über ihre Freilassung oder 
weitere Festhaltung entscheiden sollte, ge- 
habt — der infolge der Überstellung in an- 
dere Abschiebehaftanstalten ausfiel. 

Allerdings dürften die französischen Be- 
hörden nun in naher Zukunft einen Eng- 
pass bei den landesweit zur Verfügung ste- 
henden Plätzen in den Abschiebehaftan- 
stalten antreffen. Die Anstalt von Vincen- 
nes war die mit Abstand größte in ganz 
Frankreich. 


Stress und Spannungen 


Der Brand war das Ergebnis einer Revolte 
im Inneren der Abschiebehaftanstalt: Der 


Selbstmordversuch des Ägypters und der 
Tod des herzkranken Tunesiers waren für 
viele Insassen nur der Tropfen, der das 
Fass zum Überlaufen brachte. Insassen 
hatten ihre Matratzen in Brand gesteckt — 
mutmaßlich ohne im ersten Augenblick zu 
ahnen, dass sie dadurch ein solches Feuer 
auslösen und die ganze Anstalt abfackeln 
würden. 

Die zuvor herrschende Situation im In- 
neren wird als seit Tagen und Wochen an- 
gespannt beschrieben. Das Centre de reten- 
tion administrative fasst 280 Plätze und 
war zum Zeitpunkt des Brandes mit 248 
belegt. Damit herrschte zwar formal keine 
Überbelegung, wie sich die Regierung 
auch zu Wochenanfang - in einem „De- 
menti gegen die Anschuldigungen der So- 
lidaritätsinitiativen““ — beeilte zu betonen. 
Dennoch ist eine Anstalt wie die im Bois 
de Vincennes, die administrativ zum 12. 
Pariser Bezirk gehört, im Prinzip nicht für 
so viele Personen ausgelegt: Normalerwei- 
se darf sie nach französischen Vorschriften 
nur die Hälfte, 140 Personen, fassen. Das 
Abschiebezentrum im Pariser Stadtwald 
war jedoch vor zwei Jahren vergrößert 
worden, nachdem das so genannte „Aus- 
länderdepot“ — auch als „Mausefalle“ be- 
kannt - in den Kellergeschossen unterhalb 
der Pariser Polizeipräfektur (neben dem 
Justizpalast auf der Stadtinsel Ile de la 
CitE) nach jahrelanger Ankündigung end- 
lich geschlossen worden war. In den unter- 
irdischen Räumen hatten derart unerträgli- 
che Zustände geherrscht, dass es seit Jah- 
ren durch Journalistenberichte und durch 
Solidaritätsinitiativen angeprangert wor- 
den war. Im Gegenzug wurde allerdings 
die Aufnahmekapazität der ach so schönen 
„modernen“ Anstalt im Bois de Vincennes 
stark ausgebaut. Und das ist noch nicht al- 
les: Im anderen Abschiebeknast im Pariser 
Raum, in Le Mesnil-Amelot in der Nähe 
des Flughafens von Roissy, sind derzeit zu- 
sätzliche Räume auf einer Fläche von 
17.000 Quadratmeter in Bau. 


Bedenkliche hygienische Zustände 


Zur starken Auffüllung der Abschiebehaft- 
anstalt kommen oft noch schwere mensch- 
liche Situationen und hygienische Verhält- 
nisse hinzu. Wie die Wochenzeitung ‚Le 
Canard enchaine’ im April enthüllte, hatte 
etwa die Firma GEPSA - eine Filiale des 
Multikonzerns Suez -, die seit dem 1. Ja- 
nuar 2007 als Subunternehmen mit der 
„Betreuung“ der Abschiebehäftlinge, der 
Lieferung von Bettwäsche und Kantinen- 
esse betraut worden war, entschieden, die 
Bettlaken und Decken nur alle vier Monate 
auszuwechseln. Um Kosten zu sparen. 
Neuankömmlinge bekamen stinkende und 
abstoßende Bettwäsche in die Hand ge- 
drückt, viele von ihnen schliefen auf Mat- 
ratzen auf dem Boden. Dies rief einen 
Skandal hervor — aber derjenige Angestell- 
te, der „ausgepackt“ und die unmöglichen 
Zustände beschrieben hatte, wurde fristlos 
entlassen. Das Unternehmen berief sich 


darauf, den Auflagenkatalog der Pariser 
Polizeipräfektur — der die Abschiebehaft- 
anstalt untersteht, die aber ihre konkrete 
Verwaltung an Privatunternehmen weiter- 
gegeben hatte — „nicht richtig gelesen zu 
haben“. Welch bedauerlicher Irrtum. Tat- 
sächlich steht in dem Auflagenkatalog, den 
das Subunternehmen sozusagen nicht rich- 
tig interpretiert hat, dass — zumindest - bei 
jeder Ankunft eines neuen Insassen die 
Bettwäsche gewechselt werden solle. 

Schon zu Jahresanfang war es infolge 
der starken Anspannung unter den Ab- 
schiebehäftlingen zu Revolten und Hun- 
gerstreiks gekommen. Am 11. Februar 
setzten die Polizeikräfte dabei den „Taser‘“ 
gegen Abschiebehäftlinge ein. Dabei han- 
delt es sich um ein elektrisches Gerät, das 
„Aufrührern‘“ starke Stromstöße versetzt — 
und das in Nordamerika von Menschen- 
rechtsorganisationen beschuldigt wird, 150 
Tote in den USA und Kanada bei polizeili- 
chen Einsätzen hinterlassen zu haben. Ob 
das Gerät deswegen als gefährlich bezeich- 
net werden darf, muss demnächst in Frank- 
reich in einem Prozess geklärt werden: Das 
französische Unternehmen, das die Appa- 
rate hierzulande ausliefert, hatte gegen den 
linksradikalen Politiker Olivier Besancenot 
geklagt — weil der Präsidentschaftskandi- 
dat vom letzten Jahr behauptet hatte, dass 
der „‚Taser“ töten könne, und sich dabei auf 
die Angaben US-amerikanischer NGOs 
berief. 

Die Solidaritätsinitiativen reagierten so- 
fort auf die Ereignisse vom Sonntag, unter- 
stützten die Revolte und prangerten die 
Abschiebepolitik unter Präsident Nicolas 
Sarkozy (der ein jährliches Kontingent von 
25.000 „effektiv durchgeführten Entfer- 
nungsmaßnahmen“ angeordnet hat) als 
verantwortlich an. U.a. die Antirassismus- 
bewegung MRAP, die französisch-tunesi- 
sche „Vereinigung für Bürgerrechte auf 
beiden Ufern (des Mittelmeers)“ FTCR 
und andere Verbände riefen für den Diens- 
tag zu einer Solidaritätskundgebung vor 
den Mauern des abgebrannten Abschiebe- 
knasts auf, an der mehrere Hundert Men- 
schen teilnahmen. 

Unterdessen beschuldigte die konserva- 
tive Regierungspartei UMP das „Netzwerk 
Erziehung ohne Grenzen“ RESE, die Ab- 
schiebehäftlinge durch ihre Solidaritätsde- 
mos „aufzuwiegeln“ und dadurch „Men- 
schenleben zu gefährden“ — so der Partei- 
sprecher Frederic Lefevbre. Dies führte am 
Montag zu einer heftigen innenpolitischen 
Polemik, während sich Abgeordnete der 
UMP und der französischen KP im Innen- 
hof der abgebrannten Abschiebehaftanstalt 
gegenseitig beschimpften. Den Vogel 
schoss jedoch der nationale Sprecher der 
UMP für die Jugendlichen, David Weiss, 
ab — indem er das „Netzwerk Erziehung 
ohne Grenzen“ gleich als „‚quasi terroristi- 
sche Bewegung“ bezeichnete. (Vgl. 
http://nantes.indymedia.org/attachments/ju 
n2008/jeunesumpresf.mp3 

Bernhard Schmid, Paris I 
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Dem Frieden eine Chance. 
Truppen raus aus Afghanistan. 


Mit einem Aufruf zu Demonstra- 

tionen, Mahnwachen, Informati- 

onsveranstaltungen und Ge- 
sprächen mit Bundestagsabgeordne- 
ten, ist am Sonntag der Internationale 
Afghanistan-Kongress der deutschen 
Friedensbewegung in Hannover zu 
Ende gegangen. Die Teilnehmer riefen 
für den 20. September zu einer bun- 
desweiten Demonstration nach Berlin 
und Stuttgart auf. Zugleich zeichnete 
sich die Perspektive einer verstärkten 
Zusammenarbeit mit Gewerkschaften 
und Kirchen ab. 


Mehr als 400 Teilnehmer hatten zuvor ei- 
ner Vielzahl von Vorträgen deutscher und 
internationaler Referenten gelauscht und 
in zahlreichen Foren über die unter- 
schiedlichsten Aspekte des Afghanistan- 
Konfliktes und Möglichkeiten friedlicher 
Lösungen diskutiert. 

Die Gäste aus Afghanistan hatten in 
ihren Beiträgen ausdrücklich darauf hin- 
gewiesen, dass eine weitere Stationie- 
rung ausländischer Truppen nicht im In- 
teresse des afghanischen Volkes ist. Die 
Vertreter der deutschen Friedensbewe- 
gung stellten daher in den Mittelpunkt ih- 
rer Überlegungen, wie Bundesregierung 
und Parlament dazu gebracht werden 
können, der deutlichen Ablehnung des 
Afghanistaneinsatzes durch die Bevölke- 
rung zu entsprechen und der Verlänge- 
rung der Bundeswehrmandate nicht zu- 
zustimmen. 

Organisationen der Friedensbewegung 
aus 12 Ländern nahmen den Kongress in 
Hannover zum Anlass, ein internationa- 
les Netzwerk für Frieden in Afghanistan 
zu gründen. Ihre gemeinsame Hauptfor- 
derung ist der Abzug aller ausländischen 
Truppen aus Afghanistan als Vorausset- 
zung für eine friedliche Lösung. 

Am Rande des Afghanistan-Kongres- 
ses diskutierten Vertreterinnen und Ver- 
treter der deutschen und der internationa- 
len Friedensbewegung gemeinsame Ge- 
genaktivitäten zum 60. Jahrestag der 
NATO. Dieser Jahrestag wird im Mai 
2009 in Straßburg und Kehl gefeiert. 
Eine Internationale Konferenz im Okto- 
ber 2008 in Frankreich oder Deutschland 
soll detaillierte Vorschläge für gemeinsa- 
me Veranstaltungen und Aktionen in der 
Größe der G-8-Proteste erarbeiten. Dazu 
wurde eine Vorbereitungsgruppe mit Ver- 
treterinnen und Vertretern aus Frank- 
reich, Deutschland. Großbritannien, 
Griechenland und des Internationalen 
Friedensbüros (IPB) gebildet. 

Der Kongress wurde getragen von: Af- 
ghanisches Kultur- und Kommunikati- 
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onszentrum Berlin, Antimilitaristischer 
Arbeitskreis Hannover, Attac Deutsch- 
land, Bundesausschuss Friedensratschlag, 
DFG-VK, Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft Landesverband Niedersach- 
sen, Kooperation für den Frieden, ITALA- 
NA, Friedensbüro Hannover, Friedens- 
und Zukunftswerkstatt, IG Metall Verbin- 
dungsbüro Soziale Bewegungen. 

Als Referenten traten in Hannover Ver- 
treterinnen und Vertreter aus der afghani- 
schen Zivilgesellschaft, der Friedensbe- 
wegung unter anderem aus Frankreich, 
Schweden, den USA und Deutschland 


sowie Wissenschaftler, Politiker und Ge- 
werkschafter auf. 

Die Themen der Vorträge und Arbeits- 
gruppen reichten von den unterschiedli- 
chen Aspekten der Lage in Afghanistan — 
der Situation der Frauen, der Rolle des 
Islam, der sozialen Lage und der Drogen- 
wirtschaft — über die internationalen und 
historischen Dimensionen des Afghanis- 
tankonfliktes bis hin zu Alternativlösun- 
gen und Anforderungen an eine Außen- 
politik des Friedens. 

Peter Strutynski 
und Reiner Braun I 


Herbstaktionen der Friedensbewegung: 


Dem Frieden eine Chance. 


Truppen raus aus Afghanistan. 
Aufruf des Internationalen Afghanistan-Kongresses in Hannover 


Mit dem sieben Jahre andauernden Krieg in Afghanistan wurde keines der vorgeb- 
lichen Ziele erreicht. Im Gegenteil: Gewalt, Terror und Drogenhandel prägen den 
Alltag. In den meisten Regionen Afghanistans herrschen Warlords und Drogenbaro- 
ne. Die Bevölkerung lebt in ständiger Angst und unter unwürdigen sozialen Bedin- 
gungen. Menschenrechte werden weiterhin mit Füßen getreten. Die Alphabetisie- 
rungsrate ist seit dem Einmarsch gesunken. Täglich sterben in Afghanistan 600 Kin- 
der unter fünf Jahren. Alle 29 Minuten stirbt eine Frau bei der Geburt ihres Kindes. 
Die durchschnittliche Lebenserwartung ging zurück. 

Für uns ist Deutschlands Beteiligung an diesem grausamen Krieg nicht akzepta- 
bel. Die Besatzung, die gegenwärtige massive Kriegführung sowie die vorgesehene 
Verstärkung der US-Armee und der Bundeswehr drohen den Krieg zu verlängern 
und das Land weiter zu destabilisieren. Deutschland würde noch enger in die Krieg- 
führungsstrategie der NATO und damit der USA verstrickt. Diese zielt ab auf die 
Neuordnung des Nahen und Mittleren Ostens und Zentralasiens zur Durchsetzung 
machtpolitischer und wirtschaftlicher Interessen. 

Obwohl die Bundesregierung die zivile Wiederaufbauhilfe zu ihrem Schwerpunkt 
für Afghanistan erklärt hat, wird für den Krieg ein Vielfaches der Mittel ausgegeben, 
die für den zivilen Wiederaufbau zur Verfügung gestellt werden. Der Verdacht liegt 
nahe, dass die „zivile Komponente“ des Bundeswehreinsatzes zur Rechtfertigung 
des Krieges instrumentalisiert wird. 

Wiederaufbau, Demokratie und eine soziale Entwicklung können erst gelingen, 
wenn der Krieg beendet und die fremden Truppen abgezogen sind. Die frei wer- 
denden Mittel müssen für humanitäre Arbeit zur Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen genutzt werden. 

Wir fordern von den Abgeordneten des Deutschen Bundestages, keiner Verlän- 
gerung oder Erweiterung des Bundeswehreinsatzes in Afghanistan zuzustimmen. 
Hören Sie auf, den Friedenswillen der Bürgerinnen und Bürger weiter zu missach- 
ten! Wir unterstützen alle Soldatinnen und Soldaten, die von ihrem Grundrecht auf 
Verweigerung des Kriegseinsatzes Gebrauch machen. 

Der Abzug der Bundeswehr würde die USA und andere Kriegsparteien unter 
Druck setzen, ihre Truppen ebenfalls abzuziehen. Dadurch erhielte der Frieden eine 
echte Chance. 

Wir wollen Frieden für Afghanistan. Dafür rufen wir in den nächsten Wochen 
und Monaten zu vielfältigen örtlichen und regionalen Aktionen auf: Zu Demonstra- 
tionen, Mahnwachen, Diskussionsrunden, Informationsveranstaltungen, Gesprä- 
chen mit Abgeordneten, Flugblattaktionen und Zeitungsanzeigen. Für den 20. Sep- 
tember 2008 rufen wir zur bundesweiten Demonstration nach Berlin und Stuttgart 
auf. 

Hannover, 8. Juni 2008 


Solidaritätsaktion für verurteilten 
US-Kriegsdienstverweigerer 


Am 13. Mai 2008 wurde der in 
Vilseck/Bayern stationierte US- 
Kriegsdienstverweigerer Ro- 
bert Weiss zu sieben Monaten Haft 
verurteilt. Das US-Militärgericht der 
Rose Barracks in Vilseck befand ihn 
für schuldig, die Verlegung seiner Ein- 
heit absichtlich verpasst zu haben 
(Missing Movement) und desertiert zu 


sein. Die Haftstrafe wird Robert 
Weiss im US-Militärgefängnis in 


Mannheim absitzen. 


Das Military Counseling Network und 
Connection e.V. verurteilen die Entschei- 
dung des Gerichts. Sie fordern das US- 
Militär auf, Robert Weiss als Kriegs- 
dienstverweigerer anzuerkennen und un- 
verzüglich freizulassen. 

Obwohl Robert Weiss im Sommer 
2007 einen Antrag stellte, um als Kriegs- 
dienstverweigerer anerkannt zu werden, 
wurde er mit seiner Einheit in den Irak 
verlegt. Der Antrag wurde kurz vor sei- 
nem Heimaturlaub, Anfang Dezember 
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2007, abgelehnt. Er verweigerte sich ei- 
nem erneuten Einsatz im Irak und kehrte 


nicht mehr von seinem Heimaturlaub zu- 

rück. Er stellte sich sieben Wochen spä- 

ter den Militärbehörden. Mit dem Urteil 

ist erneut ein US-Kriegsdienstverweige- 

rer trotz seiner Überzeugung zu einer 

. Haftstrafe verurteilt wor- 
den. 

Rudi Friedrich vom 
Kriegsdienstverweige- 
rungsnetzwerk Connecti- 
on e.V. erklärte dazu: 

„Das US-Militär zeigt 
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im Irak und in Afghanis- 
tan gibt. Den Verweige- 
rern und ihrem Mut ge- 
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bührt die Hochachtung. Sie brauchen un- 
sere Unterstützung.“ 

Das Military Counseling Network und 
Connection e.V. riefen dazu auf, Robert 
Weiss — wie anderen inhaftierten US- 
Verweigerern — Solidaritätspostkarten zu 
schreiben. „Dies ist ein wichtiges Mittel, 
die Moral der Verweigerer auch in der 
Haft zu stärken.“ Postkarten können on- 
line über www.Connection-eV.de/brief- 
aktion ausgefüllt werden. 

An der lautstarken Kundgebung zur 
Anerkennung und Freilassung der inhaf- 
tierten Kriegsdienstverweigerer am 12. 
Juni vor der Colemann-Barracks nahmen 
Vertreter der Veterens-against-the-war, 
der Stop-the-war-brigade, des Anti- 
kriegsforums Heidelberg und des Frie- 
densplenums Mannheim teil. Die an- 
schließende Informations-Veranstaltung 
im Bürgerhaus Neckarstadt war geprägt 
vom kriegsbedingten Flash-backs des 
traumatisierten Aktivisten der Veterens- 
against-the-war kurz vor der Veranstal- 
tung. Er konnte an diesem Abend nicht 
mehr über seine Kriegserfahrungen be- 
richten. Das übernahmen sehr eindrucks- 
voll zwei Vertreter der Stop-the-war-bri- 
gade. In der Diskussion wurde u.a. auch 
thematisiert, dass der derzeitige Wahl- 
kampf des US-Präsidenschafts-Kandi- 
dats Obama von den gleichen neolibera- 
len Kräften unterstützt wird wie der der- 
zeitige Kriegs-Präsident Bush und auch 
von ihm keine grundsätzliche Abkehr 
von der Kriegspolitik und den Angriffs- 
plänen gegen den Iran und den Raketen- 
stationierungen zu erwarten sei. Zum 
Schluss wurde noch auf die von der Anti- 
kriegs- und Friedensbewegung geplanten 
bundesweiten Großdemos in Berlin und 
Stuttgart am 20. September mit der For- 
derung Nato und Bundeswehr raus aus 
Afghanistan hingewiesen. 

Kriegsdienstverweigerungsnetzwerk 
Connection e.V I 
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Wie die SPD endgültig 
vernichten? 

Junge Freiheit Nr. 25/08 vom 13.6.2008 
Der Jahrestag des 17. Juni 1953 bewegt 
das Blatt dazu, den Aufstand in eine Rei- 
he mit den Kriegen gegen Napoleon, 
dem Wartburgfest, dem Hambacher Fest, 
dem Paulskirchen-Parlament und den 
„Republik-Gründungen von 1919 und 
1949 und mit dem Fall der Berliner Mau- 
er 1989“ zu stellen. 

Zum anderen ist der Jahrestag Anlass, 
der SPD einen Rat zu geben, der unwei- 
gerlich zum endgültigen Zerfall führen 
würde. Weil die SPD zu Beginn der Wei- 
marer Republik die Farben Schwarz- 
Rot-Gold gegen das preußische Rot- 
Weiß durchsetzte, sei es nun an der Zeit: 
„Die überfällige Aussöhnung mit der na- 
tionalen Frage, die Erkenntnis, dass die 
Demokratie, Patriotismus, Sozial- und 
Nationalstaat keine Widersprüche sind, 
sondern einander bedingen, könne der 
orientierungslos gewordenen Sozialde- 
mokratie wieder Halt und Richtung ge- 
ben.“ 

Dies bedeutet zumindest zurück in die 
Fußstapfen der CDU der fünfziger Jahre, 
wenn nicht weiter zurück in die Phalanx 
der reaktionären und konservativen Par- 
teien der Weimarer Republik. Das aber 
kann nicht der Weg der SPD sein, denn 
das würde den endgültigen Abschied von 
den wenigen noch übrig gebliebenen so- 
zialdemokratischen Grundsätzen, von je- 
dem Rest Solidarität und sozialer Ge- 
rechtigkeit bedeuten. 


Dank an Irland 


Junge Freiheit Nr. 26/08 vom 20.6.2008 
„Danke, Irland!“ titelt das Blatt zur 
knappen Ablehnung des Lissabon-Ver- 
trages im irischen Referendum und 
nimmt das zum Anlass, die alte rechtsex- 


treme Forderung nach einem „Europa 
der Vaterländer‘“ wieder aufzunehmen. 
Nur so könne die Demokratie gesichert 
werden. Außerdem: „Erweiterung und 
Vertiefung zugleich geht nicht. So not- 
wendig es ist, dass die Staaten des Konti- 
nents sich in Außenpolitik, Welthandel 
und Sicherheit abstimmen, so utopisch 
ist es, durch zentralistische Umvertei- 
lung und ‚Harmonisierung‘ überall glei- 
che Lebensverhältnisse schaffen zu wol- 
len. Jede ‚Reform‘, die sich an dieser 
Quadratur des Kreises versucht, muss 
scheitern.“ 

Das macht schon eher deutlich, was 
das „Europa der Vaterländer“ aus rechts- 
extremer Sicht bedeutet: Auf jeden Fall 
müssen die sozialen Unterschiede und 
Ungleichheiten erhalten bleiben. 


Anti-islamische Hetze 


Junge Freiheit Nr. 26/08 vom 20.6.2008 
Mit gleich mehreren Reportagen und Ar- 
tikeln bemüht sich das Blatt darum, den 
Islam als vor allem aggressive, men- 
schenverachtende Religion darzustellen. 
Da wird auf zwei Seiten über eine Frau 
berichtet, die sich angeblich verstecken 
muss, weil sie mit dem Islam gebrochen 
und zum Christentum konvertiert sei. 
Eine weitere Reportage widmet sich an- 
geblich bösartigen Tunesiern, die Heira- 
ten mit Urlauberinnen erschwindeln, um 
sich dann deren mühsam Erspartes unter 
den Nagel zu reißen — ein Vorgang, der 
nun wirklich nicht nur in Tunesien statt- 
findet, sondern auch von deutschen Hei- 
ratsschwindlern in der Bundesrepublik 
betrieben wird. Der Ehrenmord gehöre in 
der Bundesrepublik mittlerweile zum 
Alltag, ist eine weitere Behauptung. Das 
Blatt beteiligt sich vehement an der Anti- 
Islam-Kampagne der Rechtsextremen in 
der Bundesrepublik. 
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Das Blatt sieht die CSU in 
der Krise 


Junge Freiheit Nr. 27/08 vom 27.6.2008 
Für die Krise sprechen aus Sicht des 
Blattes zweierlei: Erstens ist die CSU in 
Umfragen für die bayerische Landtags- 
wahl unter 50% gerutscht. Zweitens ma- 
che die CSU inhaltlich und programm- 
atisch beim „Linksruck“ der CDU mit: 
„Ein paar konservativ inspirierte Nuan- 
cierungen bei der Familienpolitik, Inte- 
gration oder innerer Sicherheit sind noch 
kein Gegenentwurf zum linksliberalen 
Zeitgeist.“, schreibt das Blatt. Und drit- 
tens erlauben sich inzwischen selbst 
CSU-Politiker, an Bündnissen gegen 
Rechts teilzunehmen. Die Partei habe die 
Linie Franz-Josef Strauß‘ verlassen, 
nach der neben der CSU kein Platz für 
eine weitere rechte Partei sei: „Entweder 
geht die CSU beim frühen Strauß in die 
Lehre und wird zum rechtskonservativen 
Widerpart in Deutschland — oder sie ... 
wartet, bis andere in die Lücke stoßen, 
die sie offen lässt.“ uldM 
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